Mittag⸗Ausgade. 

Ando, een⸗ 
Annahme⸗Bureaus. 
In Berlin, Breslau, 
Dresden, Frankfurt a. M., 
Hamburg, Leipzig, München, 

Stettin, Stuttgart, Wien: 
bei 6. L. Danube & Cs., 
Haaſenſtein & Vogler, 
Rudolph Moſſe. 
In Berlin, Dresden, Görlitz 
beim „Invalidendank“. 


Annoncen ⸗ 


0 Annahme⸗Bureaus. ® 
d In Poſen außer in der 
LV Expedition dieſer Zeitung 
' (Wilelmftr. 17) 
| D bei €. 9. Alrici & Co. 
Breiteſtraße 14, 
in Gneſen bei Ch. Spindler, 3 
in Grätz bei L. Streiſand, 


in 2 eferig bei hö. Matthias Zweiundachtzigſter Jahrgang. 
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fi Rentenſteuer ſehr erheblich gefteigert. Das Beamtenprivilegium iſt für | Söhnen vieler Staatsbeamten beſucht werden. Durch die Anſtellung 3 

Amtli d e 5. mich kein entſcheidender Grund für oder wider das Geſetz. Ich glaube, | ſeitens des Staates werden nun die Beamten von den Kommunal- Ge 

Berlin, 14. November. Der König hat geruht: den Pfarrer Ernſt | Die Gründe für oder gegen Beibehaltung dieſes Privilegiums halten | fteuern zivilrechtlich eximirt, die Gemeinden treten alſo gewiſſermaßen 2 

Guſtav Schultz in Bobersberg zum Superintendenten der Diözeje | ſich ungefähr die Wage. Die Verhältniſſe bedürfen geſetzlicher Drd- | für den Staat ein. Das war in kleinerem Umfange erträglich, bei Fo 
Croſſen II., Regierungsbezirk Franffurt a. O., und den Paſtor Friedrich] nung, mögen ſich auch manche bei dem patriarchaliſchen Syſtem noch] einer großen Vermehrung der Beamtenzahl Ot das aber nicht an. a 
Wilhelm Julius Knuſt in Grimmen zum Superintendenten der Synode leidlich wohl befinden. Durch ein recht baldiges Zuſtandekommen des | An dritter Stelle verlangten wir, daß die Steuerfreiheit des 70 
Grimmen, Regierungsbezirk Stralſund, zu ernennen. Geſetzes wäre der erſte ſeſte Boden gewonnen in dem Meere von Zwei: Fiskus beſchränkt werde. Eine große Reihe der von der Kommiſſton 7 

Der Privatdozent Lie. theol. Dr. phil. Kolde in der theologischen | feln, Ungewißheit und Schwanken. g ? S verlangten Beſtimmungen iſt zwar in den Entwurf aufgenommen, aber vi 

Fakultät der Univerſität zu Marburg iſt zum außerordentlichen Pro⸗ bg. v. Liebermann: Der Entwurf iſt für die alten Mit⸗ nirgends geſagt, daß auch die Steuerfreiheit des Reichsfiskus aufgeho⸗ «3 


feſſor in derſelben Fakultät ernannt worden. 


En. Vom Fandtage. 


10. Sitzung des Abgeorduetenhanſes. 


Berlin, 14. November, 11 Uhr. Am Miniſtertiſche: Bitter, Geh. 
Rath Herrfurth und andere Kommiſſarien, ſpäter Graf zu Eulenburg. 

Der Geſetzentwurf, betreffend die Feſtſtellung eines Nachtrages 

Ab zum Etat für 187980 wird an die Budgetkommiſſion verwieſen, 
k nachdem Abg. Rickert darauf aufmerkſam gemacht hat, daß der um 
2 Millionen Mark erhöhte Matrikularbeitrag, der hier für das Reich 
in Anſatz gebracht ſei, allerdings nach dem Geſetz dem Reich gebühre, 
daß aber die Einnahmen des Reichs in Folge des neuen Zolltarifs ſo 
gewachſen ſeien, daß der höhere Matrikularbeitrag in Wirklichkeit nicht 
erforderlich ſei. Nach den letzten offiziellen Ausweiſen betragen die 
Mehreinnahmen an Zöllen dc. im Reich über 34 Millionen. Man 
könne hiernach auf einen erheblichen Ueberſchuß im laufenden Jahr 
vechnen, der ſpäter hoffentlich auch für den in Ausſicht geſtellten Steuer⸗ 
erlaß zu Gute kommen werde. N 

Es folgt die erſte Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die 
. der Gemeindeabgaben. 

Abg. Gajewski (Zentrum): Mit dem vorliegenden Geſetzent⸗ 
wurf wird ſich ſchwerlich Jemand befreunden können, der auf die Selbſt⸗ 
verwaltung noch irgend Gewicht legt. Nach § 2 wird die Gebäude: 
ſteuer höher oder niedriger herangezogen oder auch ganz freigelaſſen, 
nach § 4 iſt die Mit⸗ oder Nichtheranziehung zur Gewerbeſteuer ſtatt⸗ 
haft. Schon dadurch wird die Einheitlichkeit der Grundlage für die 
Gemeindeſteuerveranlagung weſentlich alterirt. Der Staatsregierung 
müßte es mehr darauf ankommen, eine verhältnißmäßige Gleichheit in 
der Beſteuerung der einzelnen Steuerpflichtigen innerhalb der Gemeinde 
zu erzielen. In den Motwen it zwar ſtatiſtiſch nachgewieſen, daß die 
Beſteuerung nach Maßgabe der Staatsabgaben ſchon jetzt den höchſten 

N, Prozentſatz bildet, aber dies iſt lediglich das Reſultat derjenigen Ein⸗ 
wirkungen, welche die Bezirksregierungen ſeit einer Reihe von Jahren 
f auf die Kommunen ausüben, in der Abſicht, eine hohe Veran⸗ 
vr Lagun der Zenſiten zur Klaſſenſteuer zu erlangen und zu ver⸗ 
beindern, daß bei Zugrundelegung des Einkommens zur Ge⸗ 
meindeſteuer das Einkommen der Zenſiten etwa höher an⸗ 
enommen werde als bei Veranlagung zur Klaſſenſteuer. 
ie in der Vorlage für die Kommunalſteuerveranlagung "gegebenen 
Normen mögen ja für manche Gemeinden zutreffend und annehmbar 
ſein; für viele jedoch nicht: ich erinnere nur an die zahlreichen darauf 
bezüglichen Petitionen, namentlich die der Stadt Bromberg, 
weſche nachwies, daß bei der Unterbreitung der Grund⸗ und Gebäude⸗ 
teuer zur Kommunalſteuer⸗Veranlagung gerade die kleineren und är⸗ 
meren Beſitzer überbürdet werden. Nun kann freilich nach der Vorlage 
die Gebäude⸗ und Grundſteuer ganz außer Betracht kommen, aber doch 
immer nur mit Genehmi ung der Aufjichtsbehörde, und wird fie, wie 
in Bromberg, verſagt, 8 leibt die Ueberlaſtung beſtehen und wird 
um ſo fühlbarer, wenn die nach dem bisherigen Miethszins zur Ge⸗ 
bäudeſteuer veranlagten Gebäude zum größeren Theil unpermiehet 
bleiben, wie das jetzt auch in kleineren Städten vorkommt. Alle dieſe 
Mißſtände werden vermieden, wenn die Beſteuerung zu den Gemeinde⸗ 
abgaben nach Maßgabe des Einkommens für zuläſſig erachtet wird, 
wenn auch nicht ausſchließlich. Nur ſollte nicht der letzte Reſt der 
Selbſtverwaltungsbefugniſſe und namentlich die Autonomie der Städte 
und Gemeinden geſtrichen werden. Die Gemeinden ſelbſt wiſſen ſtets 
am beſten, wie ſie die Laſt vertheilen, ohne den Einzelnen zu ſchädigen. 
a Cl beantrage Verweiſung der Vorlage an eine Kommiſſion von 21 
Geh und bitte ſie ſchon jetzt, meine Andeutungen zu erwägen. 

eifall). 

Abg. Schmidt (Sagan): Die Abſicht des Vorredners, die 
ganze Kommunalſteuer auf die Einkommenſteuer zu wälzen, theile ich 
nicht. Die nach den Kommiſſions⸗Beſchlüſſen geänderte Vorlage kann ich 
bis auf zwei erheblichere Differenzpunkte alzeptiren. Der erſte betrifft 
die in 8 7 beabſichtigte Wiedereinführung der Schlachtſteuer, die 
doch weſentlich die ärmeren Volksklaſſen benachtheiligt und deren Auf⸗ 

bung manche gute Wirkung gehabt hat. Mag die Beibehaltung der 

Steuer für größere Städte Manches für ſich haben, im Weſentlichen 

üft das Urtheil über dieſelbe geſprochen und ich werde zu ihrer Wieder⸗ 

einführung die Hand nicht bieten. Ja, ich möchte noch weiter gehen 

und Sie bitten, den vorigen Kommiſſions⸗Beſchluß im 8 7 wiederher⸗ 

zuſtellen, der die Neueinführung der Schlacht und Mahlſteuer, der 

ſteuerung des eingeführten Brennmaterials und ähnlicher den Ver⸗ 

kehr im Innern des Landes beſchränkenden Abgaben (Ockroi) für un⸗ 

zuläſſig erklärt. Die Regierung ſelbſt hat dieſe Steuer als höchſt 

fehlerhaft anerkannt. Der zweite Differenzpunkt iſt für mich die im 

e S 4 blos fakultativ ftatuirte Mitheranziehung der Gewerbeſteuer. Mit 

Leollem Recht ſtellt der Geſetzentwurf die Perſonglſteuer in abſoluter 

Weiſe voran, denn die Perſonalſteuer nach dem Maße der Leiſtungs⸗ 

fähigkeit iſt das Korrelat der perſönlichen Gemeinde⸗Angehörigkeit. 

Zu dieſer Perſonalſteuer ſoll noch die Kommunalrealſte uer ergänzend 

und unterſtützend hinzutreten, insbeſondere die Immobilienſteuer, die 

dewerbeſteuer und womöglich noch die Beſteuerung des einfachen Ka⸗ 
pitals. Die gleichen Gründe, welche die obligatoriſche Heranziehun 
der Immobilienſteuer unbedenklich erſcheinen laſſen, bedingen aber au 

die obligatoriſche Mitheranziehung der Gewerbeſteuern. Das Gewerbe 

bat unzweifelhaft ebenſo wie der Grundbeſiz von dem bloßen An⸗ 

wachſen der Gemeinden und von den gemeinſchaftlichen Einrichtungen 

beſondere Vortheile, ja vielfach noch großer als der Grundbeſitz, wäh⸗ 

rend andererſeits das Gewerbe der Gemeinde größere Laſten, nament⸗ 

lich Armenlaſten auferlegt als der Grundbeſtiz. Man mag mit Recht 

die größte Sympathie für das Kleingewerbe haben, aber die leiſtungs⸗ 

fähigen Klaſſen A 1 und II des Gewerbes müfen obligatoriſch mit 

herangezogen werden. Was die Kapitalrentenſteuer betrifft, ſo hat ſich 

bei mir ſeit der letzten Seſſion bei näherem Studium der Sache der 

Glaube an die Nothwendigkeit und Ausführbarkeit einer Staatskapital⸗ 


3 


denken gegen dieſes Geſetz. 


lieder des Hauſes ein alter Bekannter. Die Regierung hat den Wün⸗ ben werde. Gegen die Heranziehung der Gewerbeſteuer iſt einzuwen⸗ 


Zo ber 5885 0 vielfach in dem vorliegenden Entwurf entſprochen.] den, daß es hier keinen richtigen Maßſtab für die Einnahmen giebt ; 
Dieſer Entwurf hat durch das Werk Herrfurth's: „Die Finanzſtatiſtik] man darf namentlich nicht nach dem Raum und der Zahl der Gehil⸗ 


der preußiſchen Gemeinden“ eine vorzügliche Crläuterung erhalten. 
Meine Partei iſt für abermalige kommiſſariſche Berathung, damit die 
neuen Mitglieder des Hauſes ſich in die ſchwierige Materie hineinfinden 
können, und die vielen Differenzen, die noch zwiſchen uns und dem 
Entwurf beſtehen, zu löſen verſucht werde. Die Kommunalbeſteuerung 
der preußiſchen Gemeinden hat, abgeſehen von den Gutsbezirken und 
den Naturalleiftungen der Landgemeinden einen Werth von über 139 
Millionen Mark, d. i. beinahe 6 Mk. pro Kopf der Bevölkerung. Seit 
1869 hat die Steigerung in den alten Provinzen 151 Prozent, in der 
Provinz Brandenburg mit Berlin 234 Prozent und in Weſtfalen 
ſogar 286 Prozent betragen. Bei ſo ſtarker Belaſtung iſt vor Allem 
eine Gleichmäßigkeit der Beſteuerung und eine Exleichterung der Ge⸗ 
meinden durch neue Steuerobiekte geboten. In dieſer Selz ſchafft 
der Entwurf durch die eeh Dog Forenſen, Aktien⸗Geſellſchaften 
u. ſ. w. zur Perſonalſteuer ein den Gemeinden ſehr wohlthätiges Recht. 
Wir erkennen das Bedürfniß dieſes Geſetzes für die Städte ganz unbe⸗ 
dingt an, nicht ſo für die Landgemeinden, weil in dieſen ein großer 
Theil der Kommunallaſt auf Naturalleiſtungen beruht. Auf Preußen 
kommen von den Ueberſchüſſen des Reichs etwa 23 Millionen. Das 
Entbehrliche hiervon ſoll außer zum Steuererlaß auch zur Erleichterung 
der Kommunen verwendet werden; das könnte aber immer nur zur 
Ueberlaſſung eines Theils der Grund⸗ und Gebäudeſteuer führen. Da 
nun die geſammte Grund⸗ und Gebäudeſteuer in Preußen ungefähr 
der kommunalen Bedürfniſſe decken würde, ‚jo bleibt die Erhebung 
kommunaler Abgaben auf alle Fälle nothwendig. Auch darin, daß die 
Verwaltungs⸗Organiſation noch nicht abgeſchloſſen iſt, liegt kein Be⸗ 
b Die Gemeindebedürfniſſe ſtehen allerdings 
in genaueſtem Zuſammenhange mit der Gemeindeverfaffung, der Wege⸗ 
Ordnung, dem Unterrichtsgeſetz u. ſ. w. Wenn wir aber durchaus alle 
dieſe Dinge gleichzeitig erledigen wollen, jo kommt gar Nichts zu Stande. 
Gegen den erſten Abſchnitt des Geſetzes haben wir aber vieles ein zu⸗ 
wenden. Das Zuſchlagsſyſtem des § 1 hat das Bedenkliche, daß einer 
Menge von Gemeinden der öſtlichen Provinzen die bisherigen, ihnen 
angenehmen Einrichtungen verwehrt werden, nach welchen der Grund: Wiesbaden, wo die Verhältniſſe verwahrloſt find 
beſitz, der allein Sitz und Stimme in der Gemeindevertretung hat, auch bedeutende Verbeſſerunger Miniſter wird 
allein die Laſten trägt. Einige meiner Partei halten ce DU, der ſchweren L : 

provinzielle Regelung dieſer Frage für möglich. Ferner wollen wir, entſcheiden etw 

daß nicht die fakultative Heranziehung der Gewerbeſteuer, wie 8 4, befriedigender Weiſe geren 
ſondern die zwangsweiſe e werde; es erfordert dies die | der Doppelbeſteuerung. 
Gerechtigkeit, mag auch die Veranlagung der Gewerbeſteuer jetzt eine 

mangelhafte fein. Die Mahl⸗ und Schlachtfteuer war für die großen 
Städte ein großer Vortheil; ſie zogen 50 bis 60 Prozent ihrer Ein⸗ 
nahmen daraus, und ſind durch den Verluſt derſelben zu der enormen 
Steigerung ihrer direkten Abgaben genöthigt worden. Wunderbarer⸗ 
weiſe hat die Stadt, deren Oberbürgermeiſter damals der Präſident 
dieſes Hauſes war, das dieſe Steuer für ſo ſchädlich hielt, ſie nicht ab⸗ 
geſchafft, und bezieht jetzt 28 Prozent daraus. Wir verkennen die 
großen Uebelſtände dieſer Steuer nicht, aber wenn die Wiedereinführung 
derſelben die Exiſtenz gewiſſer Städte bedingt, ſo ziehen wir das 
kleinere Uebel dem größeren vor und ſetzen auch nicht das Intereſſe 
der Landwirthſchaft dagegen, denn wir wollen die Intereſſen von 
Stadt und Land nicht als feindliche betrachtet wiſſen; die Aufſichts⸗ 
behörde wird ja das Bedürfniß dieſer Steuer ſtrenge prüfen. Für die 
Kommunalſteuerbefreiung der Dienſtgrundſtücke der Geiſtlichen, Kirchen 
diener und Elementarſchullehrer und die Exemtion der Beamten ſpricht 
einmal das Herkommen und dann erlaubt die Finanzlage des Staates 
dieſe Exemtion für die Aufhebung der Befreiung, wie es doch geſchehen 
müßte, zu entſchädigen, ſollten aber die Gemeinden bei den Dienſt⸗ 
grundſtücken der Gel rien dieſe ees leiften, jo müßten dies 
meiſt dieſelben Gemeinden, die den Vortheil davon haben. Wir wollen 
das Geſetz nicht verwerfen, ſondern nur eingehend berathen und die er⸗ 
wähnten Punkte abändern. (Beifall rechts.) . ? 

Abg. Langerhans: Das Geſetz iſt in der vorigen Legislatur⸗ 
periode Pen tſächlich deshalb nicht zu Stande gekommen, weil wir keine 
allgemeine Landgemeindeordnung hatten. Wir haben eine ſolche ſtets 
vergeblich von der Regierung verlangt. Bei der verſchiedenartigen 
Knnſtruktion unſerer Gemeinden, bei der Menge kleiner Gemeinden, die 
kaum die geringſten Erforderniſſe befriedigen können, wird es ſchwer 
halten, ein Gemeindeſteuergeſetz zu finden, das allen Anforderungen 

enügt. Da aber die Ausſicht auf eine Landgemeindeordnung in weite 
Ferne gerückt iſt, müſſen wir ohne eine ſolche das Geſetz annehmbar zu 
machen ſuchen. Ich wünſchte, daß der zweite Theil der Vorlage, der 
die Beſteuerung der Forenſen, Aktiengeſellſchaften und juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen betrifft, und den wir mit ganz geringen Aenderungen annehmen 
können, für ja allein zum Geſetz erhoben würde, da ein ſolches Geſetz 
für eine Reihe von Städten ein dringendes Bedürfniß iſt, während an⸗ 
dere, z. B. Berlin, die Wohlthaten deſſelben ſchon genießen. Dahin 
wird es aber wohl nicht kommen, da von allen Seiten auf ein Zu⸗ 
ſtandekommen auch, des erſten Theiles des Geſetzes gedrängt wird. 
Für die Annahme dieſes erſten Theiles hatte die Kommiſſion des Hau⸗ 
ſes ſchon bei der erſten Vorlage drei Bedingungen geſtellt, auf welche 
die Regierung aber nur zum kleinſten Theile eingegangen iſt. Wir ver⸗ 
langten erſtens, daß den Gemeinden die Einführung der Schlacht: 
ſteuer und ähnlicher Oktrois durchaus unterſagt würde. Im 7 iſt 
jedoch die Wiedereinführung der Schlachtſteuer geſtattet. Wir können 
von dem Einſchreiten der Aufſichtsbehörde gegen Mißbräuche dieſes 
Rechtes nicht allzuviel erwarten, da dieſelbe Aufſichtsbehörde und trotz 
unſeres Widerſpruchs sieſe Beſtimmung zur Annahme empfiehlt. In 
Berlin iſt auch mit der Abſchaffung der Schlachtſteuer der Fleiſchkon⸗ 
ſum pro Kopf der Bevölkerung erheblich geſtiegen. Der zweite Punkt 
war die Steuerexemtion der Beamten. Die Staatsbeam⸗ 
ten werden ſich in Zukunft namentlich durch die Einführung des 
Staatseiſenbahnſſtems bedeutend vermehren. Der Staat hat nicht 
einmal das Geld, um ſeine Verpflichtungen den Gemeinden gegenüber 
zu erfüllen, z. B. müſſen die größeren Städte, wo das Bedürfniß ein⸗ 
tritt, meiſt auf eigene Koſten hohere Schulen einrichten, die von den 


fen, die ein Gewerbetreibender braucht, feine Einnahmen bemeſſen. Daß 
die Heranziehung der Gewerbeſteuer als Aequivalent für die Heran⸗ 
Bn der Grundſteuer gefordert werden müſſe, iſt mir nicht begreif⸗ 
lich; das richtige Aequivalent wäre hier die Beſteuerung der Kapital⸗ 
rente, die auch von keiner Seite Widerſpruch finden wird. 

Geh. Reg. Rath Herrfurth; Es handelt ſich bei dieſem tief 
eingreifenden Geſetze um die ſchwierigſte Materie, deshalb darf es nicht 
wundern, wenn daſſelbe keine allgemeine Zuſtimmung findet. Jede 
Steuer, auch wenn ſie beſſer iſt, als eine alte, iſt dem allgemeinen Ge⸗ 
fühl nach ſchlecht. Die Motive beſtehen auch zum größten Theil nur 
in der Erörterung und Widerlegung aller vorgebrachten Bedenken. 
Dem Abg. Gajewski, der unter Berufung auf eine in der vorigen Get: 
ſion vorliegende bromberger Petition ausführte, daß eine Mitheran⸗ 
ziehung der Grund⸗ und Gebäudeſteuer eine Belaſtung der armen 
Volksklaſſen ſein würde, möchte ich bemerken, daß dieſe Vorſtellung 
völlig unrichtig iſt; die bromberger Behörden haben ſich von ihrem 
Serthum losgeſagt und gerade die Grundſätze eingeführt, die im Ent- 
wurfe ausgeſprochen find. Das Geſetz will keineswegs die Autonomie 
der Gemeinden in Steuerſachen beſchränken, es erweitert vielmehr die 
Befugniſſe derſelben in vielen Punkten. Ueber die Frage der Be⸗ 
ſteuerung des Reichsfiskus konnte nach der einmüthigen Meinung der 
Kommiſſion in dieſes Geſetz eine Beſtimmung nicht aufgenommen wer⸗ 
den, dies mußte einem Reichsgeſetz vorbehalten bleiben. S 

Abg. Meyer (Breslau): Die Redner, welche ſchon länger Mit- 
lieder dieſes Hauſes ſind, ſcheinen zu der Ueberzeugung gekommen zu 
ein, daß die Vorlage ein mezzo termino ſei, bei dem man ſich beruhi⸗ 
gen könne. Dieſe Vorlage ſchafft nicht etwa, wie die Zollgeſetzgebung 
oder die Juſtizorganiſation etwas neues, ſondern ſie iſt das, was man 
in England eine Konſolidationsakte nennt, eine Beſtätigung des be⸗ 
ſtehenden Zuſtandes und Aufhellung dE Fragen. Das Geſetz 
iſt ein höchſt konſervatives; an den ea unſerer öftlichen Pro⸗ 
vinzen ſoll nichts geändert werden, wenn die Gemeinden es nicht wël 
wollen. Für andere Landestheile z. B. für den enge = 


ch beklage, daß ein Pu 


ments in Nachbargemeinden, wo Arbeiter derſelben wohnen. 
Einzelne mag ſich überlegen, ob die Gemeinde ihm für ſeine Leiſtungen 
eine genügende Gegenleiſtung bietet; profitirt er von den Gemeinde: 
Einrichtungen nicht genügend, ſo mag er von ſeinem Freizügigkeits⸗ 
recht Gebrauch machen. Der Staatsbeamte kann dies nicht, er kann 
das, was die Gemeinden zur Steigerung der Erwerhsthätigkeit bieten, 
nicht ausnutzen; deshalb bin ich für die Steuerexemtion der Beamten, 
nicht aus Nachgiebigkeit gegen die Staatsregierung. 5 

Abg. v. Meyer (Arnswalde): Ich ſtehe darin auf dem Stand⸗ 
punkt der Fortſchrittspartei, mit der ich ja vielfach verwandt bin (Hei- 
terkeit), daß, wenn wir dieſes Geſetz einmal erlaſſen, eine Gemeinde⸗ 
ordnung dazu unerläßlich iſt. Bis dahin müſſen wir das Geſetz ver⸗ 
tagen. Dieſes Fabel iſt für die Landgemeinden nicht nur nicht nöthig, 
ſondern auch gefährlich, weil es ſie von dem Standpunkte der ſtädti⸗ 
chen Großgemeinden aus reglementirt. Der § 32, welcher von der 
blöſung der Reallaſten durch Geld handelt, wird von den Motiven 
dahin erläutert, daß es ja außer den Wegelaſten, welche von dieſem 
Geſetze nicht betroffen würden, gar keine irgendwie bedeutenden Real⸗ 
laſten mehr gebe. Das iſt ein großes Wort proc 
aber es iſt leider nicht wahr. (Heiterfeit.) Außer den auf geſetzlichen 
Beſtimmungen beruhenden Reallaſten giebt es auch viele, welche auf 
der moraliſchen Obſervanz beruhen. Dem Superintendenten und 
Schulinſpektor werden für ihre Inſpektionen Fuhren geſtellt, die Kon⸗ 
firmanden zur Mutterkirche gefahren. Es giebt auch eine Reallaſt, 
welche weder auf geſetzlicher Beſtimmung, noch auf moraliſcher Obſer⸗ 
vanz beruht, das iſt die Beförderung eines ins Dorf kommenden kran⸗ 
ken Reiſenden per Wagen bis zum nächſten Dorfe in der Richtung nach 
der Kreisſtadt. Solche Fuhren requirirt der vom . itleid 
ſtets erfüllte Schulze (Heiterkeit) immer im Wege der Reallaſt. Ja ſo⸗ 
gar das Wählen zum Kreistage iſt bei den Bauern eine Reallaſt (Hei⸗ 
terkeit). Das entſpricht dem ariſtokratiſchen Korpsgeiſt der Bauern, 
die ſagen: Jeder von uns weiß über unſere Bedürfniſſe gleich gut Be⸗ 
ſcheid, alſo muß derjenige als Wahlmann die Reiſe machen, an dem 
die Reihe einer Reallaſt iſt. Es giebt noch eine Reihe anderer Real⸗ 
laſten, z. B. die Unterhaltung eines Ortsbullen. (Große Heiterkeit.) 
Wie wollen Sie die mit Geld ablöſen? (Heiterfeit.) Wie wollen Sie 
einen Spanndienſt ablöſen? Zu Weihnachten fährt der Bauer ſehr 
gerne, damit die Pferde ſich vertreten, zur Zeit der Ernte fährt er 
für kein Geld der Welt. Ich erinnere noch daran, daß die Landleute 
ſich verpflichtet fühlen, das Feld der zur Fahne einberufenen Ortseinwoh⸗ 
ner zu beſtellen. Wie wollen Sie ferner die in Geld abgelöſten Real⸗ 
laſten repartiren? Dieſer § 32 muß geſtrichen werden, denn obwohl 
er fakultativ gefaßt iſt, würden ihn doch ſtrebſame Amtsvorſteher viel⸗ 
fach auszuführen verſuchen. Dagegen freue ich mich, daß das Auf⸗ 
ſichtsrecht des Landraths darin verſtärkt und dadurch die Autonomie 
der Gemeinden erweitert wird (Heiterkeit). Nach der Definition des 
Abg. Lasker, deſſen Abweſenheit in dieſer Seſſion ich tief bedauere 
(Heiterkeit), heißt Selbſtverwaltung nicht Autonomie, ſondern Selbſt⸗ 
ausführung der Geſetze. Dieſe bei der Kreisordnung angewendete 
Definition wird hier plötzlich in Autonomie verwandelt. Denn die 
Aufſicht durch Behörden ft für die Kommunen ebenſo nöthig, wie ein 
Gensdarm für öffentliche Vergnügungen. (Heiterkeit.) 

Abg. Grum brecht ſpricht der Journaliſtene Tribüne abgewendet 
mit leiſer Stimme, jo daß wir aus ſeinem längeren Vortrage nur fol- 
gende Gedanken wiedergeben können: Man mühe die Kommunal⸗Ab⸗ 
gaben neben dem Prinzip von Leiſtung und Gegenleiſtung auch nach 


Zeie ausgeſprochen, 


gung gebracht iſt, nämlich die Heranziehung von industriellen Etabliſſe⸗ 


dem der Leiſtungsfähigkeit veranlagen, deshalb ſei für dieſen Zweck ſo⸗ 
wohl der Maßſtab der Perſonal⸗ wie der Realſteuern anzulegen. Das 
hiſtoriſche Recht der Beſteuerung der Gemeinden jet älter und begrün⸗ 
deter als das des Staates, und der älteſte Modus der Veranlagung 
u den Kommunallaſten ſei eine e welche faſt ſchon die 
Natur der Rente habe, ſo daß man hieran möglichſt wenig ändern 
ſolle. Dieſe Vorlage, mit welcher er im Großen und Ganzen ſympa⸗ 
tlthiſire, erweitere die Autonomie der Gemeinden und auch der hanno⸗ 
verſchen, inſofern dieſelbe ſich unter dem Aufſichtsrecht der Behörden 
(E: Be bewegen könne als früher innerhalb der feſten Schranken des 


ſetzes. 
S Ag Graf Wintzingerode betont, KS dieſes Geſetz jetzt, 
nachdem ein Theil der Preußen überwieſenen Ueberſchüſſe aus den 
neuen indirekten Reichsſteuern zur Entlaſtung der Kommunen verwendet 
werden ſolle, gegen voriges Jahr in ein neues Stadium getreten ſei. 
Deer zweite Theil der Vorlage, welcher die Beſteuerung der Forenſen, 
juriſtiſchen Perſonen ic. betreffe, ſei allerdings für dieſenigen Kommu⸗ 
nen, in denen das Zuſchlagsſyſtem bereits in Geltung iſt, ſehr will⸗ 
kommen. Gegen den erſten Theil der Vorlage, welcher die Art der 
Aufbringung der Kommunallaſten betreffe, habe er aber die gewichtig⸗ 
ſten Bedenken. Das Verhältniß, in welchem nach dem Zuſchlagſyſtem 
ER die Perſonal⸗ und Realſteuern zur Grundlage der Veranlagung der 
P K Kommunalſteuern gemacht werden, jet eine vollſtändig inkommenſurable 
f KE Größe. Im Intereſſe der gerechten Vertheilung müſſe eine durchgrei⸗ 
ſendere Reform der Kommunalbeſteuerung durchgeführt werden, als 
Fe dieſer Entwurf bringe. Unter Zugrundelegung einer allgemeinen, nicht 
Ka: allzuſchwer durchführbaren Schätzung, welche unter ge der 
Schulden, das Einkommen aus Grund und Boden, aus Gebäuden 
und aus Gewerben, aus Kapital. aus Gehalt und Arbeits⸗Verdienſt 
auseinanderhalte, müſſe man je nach den verſchiedenen Zwecken und 
Bedürfniſſen verſchiedene Sätze für die Steuerveranlagung anwenden. 
Abg. v. Wedell⸗Piesdorf begrüßt die Beſtimmungen über 
die Beſteuerung der Forenſen, juriſtiſchen Perſonen ꝛc., ſowie die Kau⸗ 
telen gegen Doppelbeſteuerung, mit Freuden, hält dagegen die Beſtim⸗ 
mungen über das Verfahren bei Aufbringung der Kommunalabgaben 
nicht für nothwendig, wenngleich auch nicht für ſchädlich, dagegen 
äußert er Bedenken gegen den erſten Theil der Vorlage, welcher die 
Art der Aufbringung der Kommunalſteuern betrifft. Hier ſei für die 
große Verſchiedenheit der lokalen Verhältniſſe keine genügende Latitude 
jährt, namentlich ſei den Landgemeinden ihr bisheriger einfacher Ver⸗ 
anlagungsmodus nach den Klaſſen der Bewohner genommen. K 
bg. v. Huene: Der Geſetzentwurf enthält jo viel allgemeine 
Beſtimmungen, daß er für beſondere Verhältniſſe und beſtimmte Lan⸗ 
destheile nicht genügt: ich glaube deshalb, daß er in manchen Be: 
iehungen einen Rückſchritt zur Folge haben wird; für 1 85 ent⸗ 
ält er e Rückſchritt ganz beſtimmt, wie man mehrfach anerkannt 
ätte gewünſcht, daß der Entwurf vorgelegt wäre in Ver⸗ 


en 


stehen. 
meinen 


Weiſe zu übermitteln haben und Kaiſer Alexander demnächſt 
auf ſeiner Reiſe nach Cannes einen zweitägigen Aufenthalt in 
Berlin nehmen werde. — Inzwiſchen iſt der Großfürſt⸗Thron⸗ 
folger am Donnerſtag Nachmittag um 4 Uhr bereits in 
Wien eingetroffen; er wurde begleitet oder er begleitete 
feine Gemahlin, ſowie ſeine Schwiegereltern, das däniſche Königs: 
paar. Die hohen Gäſte wurden vom Kaiſer Franz Joſef auf 
dem Bahnhof empfangen. Der ruſſiſche Botſchafter, der däniſche 
Geſandte und die Spitzen der Behörden waren gleichfalls 
zum Empfange auf dem Bahnhofe anweſend. Die Königin 
von Dänemark und die Frau Großfürſtin wurden von 
dem Kaiſer mit einem Handkuß, der König von Däne⸗ 
mark mit einem Händedruck begrüßt, den Großfürſten⸗ 
Thronfolger umarmte und küßte der Kaiſer zu wiederholten 
Malen. Nach Beſichtigung der aufgeſtellten Ehrenkompagnien 
und nach erfolgter Vorſtelluug der zum Empfang auf dem 
Bahnhofe Erſchienenen verließen die Königin am Arme des 
Kaiſers und die Frau Großfürſtin am Arme des Königs von 
Dänemark — welchen ſich der Großfürſt Thronfolger und 
der Herzog von Cumberland anſchloſſen — den Bahn⸗ 
hofsperron und begaben ſich zu Wagen nach der Hofburg, 
wo die hohen Gäſte von der Kaiſerin bewillkommnet wurden. 
Bei dem Empfang des Czarewitſchs am Bahnhof fiel es auf, 
daß letzterer nicht die Uniform ſeines öſterreichiſchen Regiments, 
ſondern die eines ruſſiſchen Generaladjutanten trug. Die Erz⸗ 
herzöge waren nicht am Bahnhofe. Sowohl das Publikum am 
Perron als auch dasjenige auf der Straße verhielt ſich eiſig 
kalt. Kein einziger Hochruf wurde laut. 

Wie der „Elbfd. Z.“ gemeldet wird, iſt Fürſt Bismarck 
über die durch die „Kölniſche Zeitung“ erfolgte, vielbeſprochene 
Veröffentlichung des deutſch⸗öſterreichiſchen 
Bündniſſes derartig betroffen geweſen, daß ſofort eine Dis⸗ 
ziplinarunterſuchung über eine etwaige Indiskretion im Auswär⸗ 
tigen Amte angeordnet iſt. Man nimmt daſelbſt mit voller 
Sicherheit an, daß die ganze Korreſpondenz von auswärts 
kommt. 

Nach Mittheilungen aus Oberſchleſien, welche 
an Abgeordnetenkreiſe gelangt ſind, ſoll in den induſtriellen Be⸗ 
zirken, wie Gleiwitz, Kattowitz ꝛc., nachdem die Kartoffeln dort 
nicht unbedeutend im Preiſe wieder heruntergegangen, die Gefahr 
eines eigentlichen Nothſtandes beſeitigt ſein. Die große Bereit⸗ 
willigkeit der Behörden, zu helfen, wird allgemein anerkannt, 
außerdem haben die betr. Bahnen für Sendungen nach Ober⸗ 
ſchleſien ihre Tarife bedeutend ermäßigt. Dagegen ſoll in den 
Kreiſen Ratibor, Koſel noch immer ein ſtarker Nothſtand herr⸗ 
ſchen. Im Abgeordnetenhauſe dürfte dieſe Frage vorläufig nicht 
angeregt werden, da nach allen Berichten die Regierung und die 
betreffenden Behörden vollauf ihre Schuldigkeit thun. 

In der am 13. d. M. unter dem Vorſitze des Staats⸗ 
miniſters Hofmann abgehaltenen Plenarſitzung des 
Bundesraths worden die zur Ausführung des Geſetzes 
betreffend die Statiſtik des Waarenverkehrs des deutſchen Zollge⸗ 
bietes mit dem Auslande vom 20. Juli d. J. zu erlaſſenden 


N Aus führungsvorſchriften feſtgeſtellt. Die Verſammlung faßte außer⸗ 


übe 


nach 


5 wieſen. 

* SN 35 Uhr. Nächſte Sitzung Dienſtag 11 Uhr. (Klei⸗ 
nere Vorlagen und erſte Leſung des Geſetz-Entwurfs, betreffend die 
Schankſteuer.) 


Parlamentariſche Nachrichten. 


Die „Volks⸗Zt.“ hört, daß von einigen Magiſtraten größerer 
Städte Petitionen an beide Häuſer des Landtages 
vorbereitet werden, die ſich gegen die Annahme des Schankſteuer⸗ 
geſetzes ausſprechen. Im Abgeordnetenhauſe dürfte der . Zelle 
die Bedenken gegen den Entwurf, welche u. A. auch der berliner 
Magiſtrat gegen denſelben hat, des Näheren ausführen. 

Der Abg. Frhr. v. Schorlemer⸗Alſt hat jetzt, unterſtützt 
von zahlreichen Mitgliedern verſchiedener Fraktionen, einen vollſtändig 
Be Geſetzentwurf über die Erbpachtverhältniſſe in der Provinz 

u und einigen rheiniſchen Bezirken im Abgeordnetenhauſe ein- 
ebracht. 
3 „In der am Donnerſtage ſtattgehabten Sitzung der Wahlkommiſ⸗ 
ſion wurde einſtimmig beſchloſſen, die Wahl des freikonſervativen Land⸗ 
Alaths v. Oertzen für Jüterbogk⸗ Luckenwalde für ungültig zu erklären. 
Deerſelbe hatte von 200 Wahlmännern 101, ſein Gegenkandidat, der 
er nt Reichstags = Abgeoronete Hermes, 99 Stimmen erhalten. 
Anter jenen 101 Wahlmännern waren aber drei, die von der Wahl⸗ 
männer » Verſammlung hätten ausgeſchloſſen werden müſſen und ficher 
auch ausgeſchloſſen wären, wenn der Wahlvorſteher, Oekonomie - Rath 
Schütze⸗Heinsdorf, der bekannte Präſident der agrariſchen Landwirthe. 
die vo Verſtöße, die bei der Urwahl vorgekommen waren, den 
Wahlmännern vorgetragen hätte. In dieſem Falle wäre Hermes 
mit 99 gegen 98 Stimmen gewählt worden. Zum Referenten für das 
Plenum iſt der Abg. Pariſius beſtimmt. 
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ladungen für das Georgenfeſt am 6. Dezember nach gewohnter 


dem den Anträgen der mit der Berichterſtattung beauftragten 
Ausjchüffe entſprechend, über verſchiedene Zollangelegenheiten Be⸗ 


ſchluß, insbeſondere über a) die Tarifirung der gedarrten 
Cichorien und der Cigarrenkiſtenbretter, b) die vorläufige 
Aenderung des amtlichen Waarenverzeichniſſes, c) die Zoll⸗ 
behandlung des nicht zur Leuchtölfabrikation beſtimm⸗ 
ten Petroleums, d) den Anſchluß eines Theiles der zum ham⸗ 
burger Freihafengebiet gehörigen Kaltenhofe an das Zollgebiet, 
e) Eingaben wegen Nachverzollung von Tabak und Wein, wegen 
Zollerlaſſes für Roheiſen, Stundung von Weinzoll, und eine 
Eingabe, betreffend die Normaltara zur Feſtſtellung des Netto- 
gewichts der Fäſſer beim Branntwein⸗Export. Zu b) wurde die 
von der hierzu berufenen Kommiſſion ausgearbeitete „vorläufige 
Aenderung des amtlichen Waarenverzeichniſſes vom Jahre 1870 
und des Nachtrages zu demſelben vom Jahre 1873“ mit einigen 
Modifikationen genehmigt und beſchloſſen, dieſelbe bis zur Fer⸗ 
tigſtellung der definitiven Redaktion des amtlichen Waaren⸗Ver⸗ 
zeichniſſes in Anwendung zu bringen. Den Schluß bildete die 
Vorlegung von Eingaben, welche den zuſtändigen Ausſchüſſen 
überwieſen wurden. 

Im ungariſchen Unterhauſe erklärte der Fi⸗ 
nanzminiſter Szapary in Beantwortung der an ihn 
wegen Herausforderung des Abgeordneten 
Pazmandy zum Duell gerichteten Interpellation, 
die Interpellation betreffe eine rein private Angelegenheit und er 
habe dem Interpellanten bereits privatim Aufklärungen gegeben. 
Nachdem dieſe Privat⸗Angelegenheit in normaler Weiſe geordnet 
worden ſei, dürfe nicht darauf zurückgekommen werden. Miniſter⸗ 
Präſident Tisza fügte hinzu, das Unterhaus habe bereits die auf 
die Interpellation bezügliche Erklärung der Regierung zur Kennt⸗ 
niß genommen, eine weitere Antwort halte die Regierung nicht 
mehr am Platze. Beide Antworten wurden von der Majorität 
zur Kenntniß genommen. 

Eine Meldung der „Polit. Korreſp.“ aus Konſtan⸗ 
tinopel beſagt: Der engliſche Botſchafter, 
Layard, hatte geſtern eine Audienz beim Sultan, 
in welcher die Reformfrage beſprochen wurde. Wie ver⸗ 
lautet, hätte der Sultan auf die Nothwendigkeit hingewieſen, für 
die Einführung der Reformen, wozu er und die Regierung ent⸗ 
ſchloſſen ſei, eine längere Friſt eintreten zu laſſen. Die nächſte 
Konferenz in der griechiſchen Frage iſt zur Prüfung der ver⸗ 
ſchiedenen in Betracht kommenden Grenzlinien beſtimmt und ſoll 
am 17. d. ſtattſinden. Dem Vernehmen nach werden ſeitens der 
Pforte Anſtrengungen gemacht, ein Anleihe⸗Vorſchußgeſchäft von 
300,000 Pfd. Sterl. zu kontrahiren. 

Aus Simla wird vom 14. gemeldet: General Ro⸗ 
berts erließ eine Proklamation, in welcher er allen 
denjenigen, welche dem Vormarſch der engliſchen Truppen auf 
Kabul Widerſtand leiſteten, Amneſtie zuſagt, unter der Bedin⸗ 
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gung, daß fie ihre Waffen abliefern. Dagegen wird keine Ar: 
neſtie zugeſtanden den Theilnehmern an dem Angriff auf das 
engliſche Geſandtſchaftsgebäude in Kabul, es ſollen dieſelben viel⸗ 
mehr als Rebellen behandelt werden. 


Briefe und Zeitungsberichte. 


C Berlin, 14. November. [Erhöhung des Mi⸗ 
litäretats. Zum Schankſteuergeſetz. Zur kir⸗ 
chenpolitiſchen Verhandlung. Das Staats⸗ 
ſekretariat der Juſtiz.] Es ſcheint, daß man ſich mit 
Beſtimmtheit auf eine im nächſten Reichstag von der Regierung 
einzubringende Forderung wegen Erhöhung des Militäretats ge: 
faßt zu machen hat. Das offiziöſe Dementi, welches in dieſer 
Beziehung vor einigen Tagen veröffentlicht wurde, ſtellte im 
Grunde nicht dieſe Abſicht in Abrede, ſondern es beſtritt nur, 
daß der Militäretat bereits abgeſchloſſen ſei. Auch die Erläute⸗ 
rung, welche die „Nationalliberale Korreſpondenz“ des Inhalts 
brachte, das bis zum 31. Dezember 1881 laufende militäriſche 
Septennat verhindere eine Erhöhung der Forderungen für den 
Militäretat, bewies ſehr wenig; das Septennat beruht auf einem 
Geſetz, welches, wie jedes andere Geſetz abgeändert werden kann. 
Es ſcheint ſicher, daß in den maßgebenden Kreiſen eine be- 
deutende Verſtärkung der Artillerie für unerläßlich gehal- 
ten wird, insbeſondere im Hinblick auf die Reorganiſation 
der franzöſiſchen Artillerie, wodurch die letztere der unſrigen nach 
Anſicht unſerer militäriſchen Kreiſe überlegen ſein ſoll. Ob die 
übrigen in den Zeitungen vor Kurzem angekündigten militäriſchen 
Neuforderungen wirklich ſchon in der nächſten Seſſion erhoben 
werden, mag zweifelhafter ſein; daß die Bildung einer Anzahl 
neuer Batterien verlangt wird, ſcheint aber, wie geſagt, ſicher. 
Damit würde ſich auch erklären, weshalb bei der Feſtſtellung der 
auf Preußen fallenden Quote der Reichsüberſchüſſe jene 25 
Millionen Mark nicht mit berückſichtigt worden ſind, welche durch 
den Frankenſtein'ſchen Antrag dem Reiche noch über die Summe 
der Matrikularbeiträge für das laufende Etatsjahr hinaus zur 
Verfügung geſtellt wurden. — In der Motivirung des für 
Dienſtag auf die Tagesordnung des Abgeordnetenhauſes geſetzten 
Schankſteuergeſetzes oder, wie es offiziell heißt, des „Geſetzes 
betreffend die Steuer vom Vertrieb geiſtiger Getränke“ befindet ſich 
ein Satz, welcher das höchſte Staunen erregen muß. Nachdem 
nämlich ausgeführt worden, daß es ſchwierig ſei, eine Unterſchei⸗ 
dung zwiſchen den Branntwein- und den Wein: und Bierſchank⸗ 
ſtätten zu machen, fahren die Motive fort: „Ueberdies würde 
einem auf die Beſteuerung des Branntweinvertriebes beſchränkten 
Vorſchlage mit Recht der Vorwurf gemacht werden können, daß 
deſſen Verwirklichung allein das Getränk des armen Mannes ver⸗ 
theuern und dieſen gegenüber den wohlhabenderen und reicheren 
Klaſſen der Bevölkerung, deren gewöhnliche Getränke von der 
Mehrbelaſtung freibleiben ſollten, benachtheilige.“ Als im Reichs⸗ 
tag von liberaler Seite zu Gunſten des „armen Mannes“, den 
die Konſervativen und Ultramontanen damals nur den „ſogenann⸗ 
ten armen Mann“ nannten, derartige Gründe gegen eine hohe 


Zollbelaſtung der nothwendigſten Nahrungs-, Belklei⸗ 
dungs⸗ und Beleuchtungs- Materialien geltend ge 
macht wurden, erntete man bekanntlich nur ent⸗ 


weder Hohn oder die Anſchuldigung, in ſozialdemokratiſchem Styl 
Agitation zu treiben. Und hier wird nun in einem offiziellen 
Schriftſtück der preußiſchen Regierung das Mitgefühl für den 
armen Mann in Anſpruch genommen, inſofern er — Schnaps 
trinkt! Bei dem Intereſſe, welches ein großer Theil unſerer Kon⸗ 
ſervativen daran hat, die Spiritusbrennerei nicht erheblich hö⸗ 
her, als bisher mit Steuern belaſtet zu ſehen, iſt es wahrſchein⸗ 
lich, daß in dem vorliegenden Falle der arme Mann auf der 
rechten Seite des Abgeordnetenhauſes mehr Sympathie finden 
wird, als im vorigen Sommer im Reichstag. — In einem 
Theil unſerer Preſſe erregt eine in Wiener Zeitungen ſich fin⸗ 
dende Mittheilung Aufſehen, wonach der Geheimrath Huͤbler 
aus dem Kultusminiſterium ſich dort in Sachen der kirchenpoliti⸗ 
ſchen Verhandlungen mit dem Nuntius Jacobini befunden hat. 
Wir erinnern daran, daß wir bereits vor einiger Zeit die Ent⸗ 
ſendung des Herrn Hübler nach Wien im Zuſammenhang mit 
der Mittheilung erwähnten, wonach die Weiterführung der kir⸗ 
chenpolitiſchen Verhandlungen ſeit der Abreiſe des Reichskanzlers 
nach Varzin vorläufig dem Kultusminiſterium übertragen iſt. 
Natürlich iſt nicht ausgeſchloſſen, daß, wie von anderer Seite er. 
wähnt wird, das bezeichnete Miniſterium ſich dabei der Vermitt⸗ 
lung der Wiener Botſchaft bedient. — Wenn es richtig iſt, was 
mehrere Abendblätter heute melden, daß die Neubeſetzung des 
Poſtens eines Staats ſekretärs im Reichsjuſtizamt 
in kurzer Zeit bevorſtehe, ſo wird man anzunehmen haben, daß 
die „Perſonalunion“ dieſes Amtes mit dem des preußiſchen 
Juſtizminiſters bei den Bundesregierungen auf zu große Abnei- 
gung geſtoßen iſt, als daß Fürſt Bismarck geneigt geweſen wäre, 
die ER zu Be 

— Der Kaiſer iſt am Freitag Nachmittag zur Jagd nach 
der Göhrde abgereiſt und gedenkt Se Abend nach Berlin 
zurückzukehren. 

Mit der Ernennung des Direktors des allgemeinen 
Kriegsdepartements im Kriegsminiſterium Generallieute⸗ 
nants von Voigts⸗Rheetz zum Generalinſpektor der 
4. Feldartillerie⸗Inſpektion ſcheidet derſelbe auch aus dem Bun⸗ 
desrathe aus. General v. Voigts⸗Rheetz hat ſeit einer Anzahl 
von Jahren mit großem parlamentariſchen Takte und Sachkennt⸗ 
niß den Militäretat im Reichstage vertreten und dort durch ſeine 
entgegenkommende Haltung viel zur Abkürzung der Verhandlun⸗ 
gen beigetragen; er gilt für einen der befähigſten Stabsoffiziere 
und wurde ſtets fein Name in erſter Linie genannt, wenn von 
einem Nachfolger des Chefs der Admiralität die Rede war. 
Der neue Direktor im Kriegsdepartement Verdy du Fernois ift 
längſt als militäriſche Autorität erſten Ranges bekannt; er iſt 
der Autor des Generalſtabswerks über den Feldzug des Jahres 
1866. 
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wendig fei, jo kann die zuftändige Behörde einen 


DD 


— Die Regierung in Koblenz hat vor Kurzem an den 
Miniſter des Innern die Anfrage gerichtet, ob es ſich nicht 
empfehlen dürfte, die jugendlichen Verbrecher im 
Alter von 12— 18 Jahren, welche gemäß der Beſtimmung des 
§ 56 des Reichsſtrafgeſetzbuches durch gerichtliches Urtheil einer 
Erziehungs oder Beſſerungsanſtalt überwieſen 
worden find, nach der Abſolvirung des Elementarunterrichts und 
nach erfolgter Konfirmation zu Handwerksmeiſtern reſp. Dienſt⸗ 
herrſchaften in die Lehre oder in den Geſindedienſt zu 
geben, damit dieſe Zöglinge zu einer praktiſchen Lebensthätigkeit 
herangebildet werden und nicht erſt nach ihrer völligen Entlaſſung 
aus den Beſſerungsanſtalten, welche meiſt erſt im 19. oder 
20. Lebensjahre erfolgt, an die Erlernung eines Gewerkes heran⸗ 
zutreten haben. In Folge dieſer Anregung der Regierung in 
Koblenz hat der Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem 
Juſtizminiſter vor einigen Tagen eine Verfügung erlaſſen, wonach 
die durch gerichtliches Urtheil den Beſſerungsanſtalten überwieſenen 
jugendlichen Verbrecher im Alter von 12—18 Jahren auf den 
Antrag der Anſtaltsvorſtände von den den Anſtalten vorgeſetzten 
Verwaltungsbehörden nach Abſolvirung des Elementarunterrichts 
und nach erfolgter Konfirmation behufs Eintritts in die Lehre 
oder den Geſidedienſt, unter jederzeitigem Widerruf beur- 
laubt werden können. Analog der ſchon ſeit längerer Zeit im 
Königreich Sachſen beſtehenden Einrichtungen derartiger Beur⸗ 
laubungen jugendlicher Verbrecher aus den Beſſerungsanſtalten, 
ſollen die Lehrherren reſp. die Dienſtherrſchaften, welche derartige 
Perſonen in ihre Lehre oder ihren Dienſt nehmen, innerhalb 
regelmäßig wiederkehrender Zwiſchenräume über das Verhalten 
der Zöglinge den zuſtändigen Verwaltungsbehörden Berichte er⸗ 
ſtatten, und die Behörden ſelbſt ſollen durch die ihnen unter⸗ 
geordneten Organe außerdem eine ſorgfältige Kontrole über die 
beurlaubten Zöglinge ausüben. Zeigt ſich, daß im Intereſſe des 
Zöglings ein Wechſel des Lehr⸗ oder Dienſtverhältniſſes noth⸗ 
derartigen 
Wechſel anordnen. Zeigt ſich dagegen der Zögling des ihm ge⸗ 
währten Urlaubes nicht würdig, ſo kann zu jeder Zeit der Urlaub 
wieder aufgehoben werden. Die Ausſtattungskoſten der Zöglinge 
bei ihrer Unterbringung bei einem Lehrherrn oder bei einer 
Dienſtherrſchaft ſollen vom Fiskus getragen werden. 

— Gegen die Reichstagsabgeordneten Fritz ſche und 
Haſſelmann hatte, wie ſeiner Zeit mitgetheilt wurde, die 
Staatsanwaltſchaft Anklage erhoben, weil ſie ungeachtet ihrer 
aus Berlin erfolgten Ausweiſung zur Theilnahme an den 
Reichstagsſitzungen hierher zurückgekehrt waren. Die Anklage iſt, 
wie nachſtehender, im Dresdener „Reichsb.“ mitgetheilter Be⸗ 
ſchluß zeigt, nunmehr zurückgewieſen. 

BBeſchluß. In der Unterſuchungsſache wider 1) den Zigarrenar⸗ 
beiter Friedrich Wilhelm Fritzſche, 2) den Schriftſteller Wilhelm . 
mann iſt auf Anklage der königlichen Staatsanwaltſchaft hierſelbſt vom 
26. Oktbr. 1879 beſchloſſen, daß das Hauptverfahren gegen 1) den Zi⸗ 
erg egen Friedrich Wilhelm Fritzſche, 2) den Schriftſteller Wil⸗ 

elm Haſſelmann wegen Vergehens gegen § 28 des Reichsgeſetzes vom 
21. Oktober 1878 über die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozial⸗ 
demokratie nicht zu eröffnen, vielmehr beide Angeſchuldigte außer 
Verfolgung zu ſetzen und die Koſten des Verfahrens der Staatskaſſe 


aufzuerlegen. Königliches Landgericht I. Strafkammer I. Berlin.“ 


— die Frage, ob die Rechtsanwalte und deren Sub⸗ 
ſtituten, falls dieſe noch Referendare ſind, die richterliche 
Amtstracht bei ihrem Auftreten vor Gericht anlegen müſſen, wird an⸗ 
läßlich eines beſtimmten Falles binnen Kurzem nicht nur den Juſtiz⸗ 
miniſter, ſondern auch unter Umſtänden noch den Reichstag beſchäfti⸗ 

en. Der Vorſitzende einer Strafkammer des berliner Landgerichts I. 

tte vor Kurzem die ganz beſtimmte Deklaration abgegeben, daß er 
das Plaidiren ſolcher Referendare, welche als Subſtitute von Rechts⸗ 
anwalten erſcheinen, ohne die Amtsrobe der Rechtsanwalte angelegt zu 
haben, nicht dulden werde. Einer unſerer hervorragendſten Rechtsan⸗ 
walte hat ſich nun deswegen beim Präſidium des Kammergerichts be⸗ 
chwert und ausgeführt, daß in den Beſtimmungen der Rechtsanwalts⸗ 

rdnung durchaus keine Vorſchrift einer Amtstracht der Rechtsan⸗ 
walte exiſtire. Die bezügliche Verordnung des Juſtizminiſters betreffs 
der Amtstracht der richterlichen Beamten könne nicht zutreffend Ton, 
da die Rechtsanwälte jetzt nicht mehr wie früher richterliche Beamte 
ſeien. Die Referendare aber, auch wenn ſie als Subſtitute der Rechts⸗ 


anwälte vor Gericht erſcheinen, ſeien nicht nur nicht . ſon⸗ 
dern überhaupt auch gar nicht befugt, die Amtsrobe anzulegen. Jene 
Verordnung des Juſtizminiſters könne eben nur den Zweck haben, 


einen Schutz gegen unbefugtes er. der Amtstracht herzuſtellen. 
Nach dieſen Nas ührungen des geſchätzten Rechtsanwalts könnte es 
allerdings nicht Wunder nehmen, wenn einmal in einem ſolchen Falle 
ein ſubſtituirter Referendar wegen unbefugten Tragens einer Amts⸗ 
tracht als Angeklagter vor Gericht und zwar womöglich vor demſelben 
Gericht erſcheine, deſſen Präſes ihn durch ſein kategoriſches aut-aut zur 
Anlegung der betreffenden Hülle veranlaßt hat. 

Kiel, 11. November. Das Torpedoſchiff „Ulan“ hält 
ur Zeit Probefahrten in der Kieler Bucht ab, die ein unerwartet gün⸗ 
dige Reſultat ergeben. Das Fahrzeug wird nach deren Beendigung, 
wie bereits früher gemeldet, einer vollſtändigen Rehabilitirung auf der 
biefigen kaiſerl. Werft unterzogen werden und ſoll dann im Sommer 
nächſten Jahres für die Uebungen der Torpedo ⸗Abtheilung ſeine erſte 
Verwendung finden, falls es, nach erreichter Ausführung der beabſich⸗ 
tigten Reparaturen, den hohen Anforderungen feiner Zwecke qnügen 
ollte. Man glaubt, Daß man das koſtſpielige Fahrzeug unſerer Marine 
ür ſeinen positiven Nutzen wird erhalten können. Es würde von großer 

ichtigfeit fein, die endlichen Erfolge der ſchiffbaulichen Unternehmun⸗ 
gen für unſer Torpedoweſen im Sinne der hohen Entfaltung militäri- 
cher Leiſtungsfähigkeit zu erreichen, welche diejenigen Schiffsbauten ſo 
Sin beeinflußt, welche lediglich ſeemänniſchen Jwecken zu dienen be- 
mmt find. Da es der Zweck eines jeden Kriegsſchiffes üt, als Waffe 
zu dienen und in ſeiner beſtimmten Weiſe die groͤßtmöglichſte militäriſche 
Leiſtungsfähigkeit durch ſeine Konſtruktion zu entfalten, jo müßte auch 
den militäriſchen Autoritäten der Beruf zufallen, den militäriſchen 
arakter und das Maß einzelner Eigenſchaften der Torpedoſchiffe 
zwedentiprechend zu beſtimmen und die erforderlichen Direktiven zu er⸗ 
theilen. Wenn dagegen keine oder nur theilweiſe Direktiven 
| SR Bau unſerer Torpedoſchiſfe gegeben werden (was 
diglich auf die ängſtliche Secretirung des Torpedomaterials und die dadurch 
bedingte Kenntniß defielben nur von Seiten weniger Spezialiſten unter 
den ieren zurückzuführen iſt) und ſomit den Konſtrukteuren die 
Aufgabe zufallen muß, nach ihrem eigenen beiten milttäriſchen 1 8 5 
den Charakter des Schiffes zu beſtimmen, können auch zweifelhafte Er⸗ 
folge oder gar ein Minlingen bei den ſchiffbaulichen Unternehmungen 
in unſerem Torpedoweſen nicht ausbleiben. Es iſt übrigens mehrmals 
und lebhaft an maßgebender Stelle ſchon die Frage ausgeworfen wor⸗ 
den, ob es heute, wo faſt alle nennenswerthe Marinen den „Torpedo 
und die „Seemine“ erworben haben und dieſe ſubmarinen Krie emer, 
a eigentlich nicht mehr viel Geheimes haben, noch wee ſei, 
e einzelner Spezialiſten wegen jo außerordentlich geheim zu halten. 


— . 
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2 Frankreich und England verläßt man dieſen Standpunkt nunmehr. 
e Leitung unſerer Marine entzieht aber prinzipiell das Torpedo⸗ 
weſen jeder Beleuchtung und läßt ſeine Entwickelung lediglich auf 
eigener Selbſtſtändigkeit ee: dam. Ztg.) 


Tocales und Provir:ielles. 
Poſen, 15. November. 

— [Verbot ſozialiſtiſcher polniſcher Druck⸗ 
ſchriften.] Der „Reichsanzeiger“ veröffentlicht eine Bekannt⸗ 
machung des königl. Polizeipräſidiums zu Berlin vom 12. d., 
wonach auf Grund des § 12 des Reichsgeſetzes gegen die ge⸗ 
meingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie vom 21. Ok⸗ 
tober 1878 die im Oktober d. J. erſchienene Nr. 1 des erſten 
Jahrgang der in der Imprimerie Russe et Polonaise zu 
Genf, Chemin Neuf 13, gedruckten und daſelbſt, Chemin Neuf 
(Plainpalais) 17, in polniſcher Sprache herausgegebenen perio⸗ 
diſchen Druckſchrift: „Röwnosc“ (Egalite) Czaso- 
pismo socyjalistyczne, (, Gleichheit“, ſozialiſtiſche 
Zeitſchrift), ſo wie die von der Admini ration dieſer Zeitſchrift 
im Oktober d. J. in franzöſiſcher Sprache herausgegebene Nr. 1 
des I. Jahrganges der periodiſchen Druckſchrift: „Bulletin 
de la Revue socialiste polonaise Röwnos« 
(Egalite)* auf Grund des § 11 des gedachten Geſetzes 
durch die unterzeichnete Landespolizeibehörde verboten iſt. — Laut 
einer zweiten Bekanntmachung des berliner Polizeipräſidiums 
von demſelben Datum wird ferner zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht, daß auch die ohne Angabe des Druckers oder Heraus⸗ 
gebers im September d. J. in franzöſiſcher Sprache (vermuthlich 
in Genf) erſchienene nicht periodiſche Druckſchriſt: „Programme 
des Socialistes Polonais“ verboten iſt. 


Vermiſchtes. 


Am 14. November war der hundertſte Geburtstag des däni⸗ 
ſchen Dichters Adam Oehlenſchläger. Derſelbe wird nach den 
uns vorliegenden Zeitungsnachrichten in allen größeren Städten des 
ſkandinaviſchen Nordens, feierlich begangen. In Kopenhagen 
wird der Tag mit Muſik in den Straßen, Bekränzung der Statue des 
Dichters vor dem königlichen Theater ſowie deſſen Grab auf dem 
Friedhofe bei Fredriksberg, großer Gedenkfeier (die Feſtrede hält der 
Profeſſor der Philoſophie N. Nielſen) im königlichen Theater Mittags, 
während die Muſik auf dem Königsneumarkt ſpielt, der Abſingung 
einer Feſthymne von dem 8 Opernperſonal von der Loggia 
des Theaters aus und Abends mit Feſtvorſtellung im Theater 
gefeiert, worauf die akademiſche Jugend mit einem Fackel⸗ 
zug um die Statue unter Abſingung eines Feſtgedichts die 
Aachen Feier abſchließt. Der Königsneumarkt wird bis 12 Uhr 
Nachts mit Gasfackeln feſtlich beleuchtet. — In Stockholm und Chri- 
ie werden, abgeſehen von ſonſtigen Feſtlichkeiten, ſeitens der 

heaterdirektionen Feſtvorſtellungen arrangirt. So bringt außer ent⸗ 
Goor Prologen u. ſ. w. das Große Stockholmer Theater des 
ichters Trauerſpiel Kiartan und Gudrun“ und das zweite dortige 
Theater ſein dramatiſches Idyll „Ehrlichkeit währt am längſten“ zur 
Aufführung. — Der Studentenverein in Lund feiert den Tag mit 
einer großen öffentlichen Soirée, wobei „der Schlaftrunk“ von Oehlen⸗ 
chläger und ein in Anlaß des Tages verfaßtes neues Theaterſtück zur 
usführung gelangen. 


W Telegraphiſche Nachrichten. 


Dresden, 14. November. Die zweite Kammer geneh⸗ 
migte einſtimmig für das Jahr 1880 die Forterhebung der 
Steuern in der bisherigen Weiſe. Betreffs der Fortbildungs⸗ 
ſchulen wurde von der Staatsregierung die Aufſtellung eines 
Normal⸗Unterrichtsplans zugeſagt. 

Wien, 13. November. Der Kaiſer hat den Geheime⸗ 
Räthen Graf Clam⸗Martinitz und Graf Hohenwart den eiſernen 
Kronenorden erſter Klaſſe verliehen. 

Athen, 13. November. Das franzöſiſche Geſchwader iſt 
nach einem Ausflug nach Nauplia nach dem Pyräus zurückgekehrt 
und hat die Abfahrt nach Volo und Salonichi bis auf Weiteres 
verſchoben. 5 

Belgrad, 14. November. In der heutigen Sitzung der 
Skupſchtina erklärte der Miniſterpräſident Riſtic die Nachricht 
von einem angeblichen Schutz⸗ und Trutzbündniß zwiſchen Ser⸗ 
bien, Bulgarien und Montenegro für gänzlich erfunden, es hätten 
weder Verhandlungen noch Vereinbarungen dieſer Art ſtattge⸗ 
funden. 


Wien, 14. November. [Unterhaus.] In Beant⸗ 

wortung einer Interpellation wegen Beiziehung von Fachmännern 
zur Vorbereitung der Grundlagen für den deutſchen Handels⸗ 
vertrag erklärte der Handelsminiſter, gegenwärtig erſcheine die 
Beiziehung ſolcher Fachmänner erwünſcht. Er ſei bereit, ſeiner 
Zeit das Entſprechende einzuleiten. 
Bukareſt, 14. November. Die Kammerſektionen wählten 
bis auf zwei ihre Delegirten zur Kommiſſion für die Eiſenbahn⸗ 
Vorlage. Die zwei übrigen Sektionen wählen morgen. Die bis 
jetzt gewählten Delegirten gelten als für den Bahnankauf günſtig 
geſtimmt. 

Peſt, 14. November. Die „Peſter Korreſpondenz“ erfährt 
aus Wien: Die gemeinſame Zollkonferenz erledigte ihre Aufgabe, 
Vorberathungen bezüglich des Verhaltens der öſterreich-ungari⸗ 
ſchen Vertreter bei den Berliner Verhandlungen vorzunehmen. 
Die öſterreich⸗ungariſchen Vertreter reiſen mit allen Vollmachten 
ausgerüſtet heute nach Berlin ab. 


Verantwortlicher Redakteur: H. Bauer in Poſen. 
Für den Inhalt der folgenden Mittheiſungen und Inſerate 
übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


Telegraphiſche Nörſenberichte. 
Fonds⸗Courſe. 
ank M., 14. Novemb ez. (Schluß⸗Courſe.) Matt. 
St an d Yan Den. Lud Se 23 "ët 
‚A. 1428. ni 0. 1363. Heil. Ludwigsb. 823. K.⸗M.⸗Pr.⸗Anth. 
1324. Reichsanl. 964. Reichsbank 1531. Harm 138. in 
a Bet ung. Ar 723,00. Rrebitaftien”) Bl. Silberne U 


Papierrente 593. Goldrente 698. Ung. Goldrente 813. 1860er Looſe 
122}. 1864er Looſe 304,00. Ung. Staatsl. 185,80. do. Oſtb.⸗Obl. II. 
731. Böhm. Weſtbahn 1667. Eliſabethb. —. Nordweſtb. 118}. 
Galizier 2053. ae 2274. Lombarden“) 68. iener 
—.—. 1877er Ruſſen 883. II. Orientanl. e EE qui? 
Nach Schluß der Börſe: Kreditaktien 230. Franzoſen 2273. 
II. Orientanleihe —. Galizier —. Ungar. Goldrente —. 
*) per medio reſp. per ultimo. ; 3 
auffurt a. M., 14. Nevember. Effekten⸗Sozietät. Kreditaktien 
227. Franzoſen 225%. Lombarden Ar 1860er Looſe 1213. Oeſterreich⸗ 


Galizier —.— Silberrente 60%. ſterr. 1 584. Ungar⸗ 
Goldrente 803. II. Orientanleihe 58 7. III. Orientanleihe Echt 
Die Börſe hatte auf 


matt. 
‚Wien, 14. November. (Schluß⸗Courſe.) d 

5 5 Berichte und in Folge von Arbitrageabgaben einen ſchwachen 
erlauf, beſſerte ſich aber schließlich durch Deckungskäufe. 

Papierrente 68,15. Silberrente 70,90. Oeſterr. Goldrente 80,20. 
Ungariſche Goldrente 94,373. 185 4r Looſe 121,70. 1860 r Looſe 
127,00. 1864r Looſe 161,75. Kreditlooſe 170,20. Ungar. Prämienl. 
104,40. Kreditaktien 267,70. 1 77 263,50. Lombarden 79,75. 
Galizier 238,75. Kaſch.⸗Oderb. 113,50. Pardubitzer 105,00. Nordweſt⸗ 
bahn 137,00. Eliſabethbahn 175,20. Nordbahn 2277,50. Oeſterreich⸗ 
ungar. Bank 837,00. Türk. Looſe 18,50. Unionbank 92,50. Anglo- 
Auſtr. 134.60. Wiener Bankverein 132,70. Ungar. Kredit 252,50. 
Deutſche eis 57,00. Londoner Wechſel 116,60. Pariſer do. 46,10. 
Amſterdamer do. 96,20. Napoleons 9,30. Dukaten 5,56. Silber 
00,10. Marknoten 57,623. Ruſſiſche Banknoten 1,22}. 

ien, 13. November. Abendbörſe. Kreditaktien 268,20. Sramojen 
263,50, Galizier 238,50, Anglo⸗Auſtr. 134,50, Lombarden 79,20, 
Papierrente 68,20, öſterr. Goldrente 80,25, ungar. Goldrente 9,60, 
Marknoten 57,60, Napoleons ——, öſterr.⸗ungar. Bank 
Geſchäftslos. i 

Petersburg, 13. November. Wechſel auf London 251. II. Orient: 
Anleihe 90%. . Drientanleihe 90%. 

Paris, 13. November. Boulevard⸗Verkehr. Zproz. Rente ——, An⸗ 
leihe von 1872 114,90, Italiener —,—, Türken —,—, Türfenlooje 
—.— ö ſterreich. Goldrente —,  ungar. Goldrente 83%, III. Orient⸗ 
anleihe 590, Egypter 237,00. Träges Geſchäft. } 

Paris, 14. November. eier ag Start weichend auf 
das unverbürgte Gerücht, die engliſche Flotte habe Befehl erhalten, in 
das Schwarze Meer einzulaufen. g 

3 proz. amortiſirb. Rente 81.95. Zproz. Rente 80,35. Anleihe de 
1872 114.50, Italien. Jproz. Rente 78,30. Oeſterr. Goldrente 684. 
Ung. Goldrente 82,00. Ruſſen de 1877 908. Franzoſen 570,00. Lom⸗ 
bardiſche Eiſenbahn⸗Aktien 170,00. Lombardiſche Prioritäten 256,00. 
Türten de 1865 10,85. d 

redit mobilier 565, Spanier exter. 157%, do. inter. 14. Suez⸗ 
kanal⸗Aktien 690, Banque ottomane 504. Societe generale 505, Credit 
foncier 980, Egypter 235. Bene de Paris 818, Banque d'escompte 
695, Banque * a 595, III. Orientanleihe 5877 exkl., Türkenlooſe 
37,25, Londoner Wechſel 25,273. Fe 

grenz, 14. Novbr. 5 pCt. Italienische Rente 90,40. Gold 22,83, 

ondon, 14. November. Conſols 9743, Italien. 5proz. Rente 77%, 
Lombarden 63, Zproz. Lombarden alte 104, Zproz. do. neue 10, 
. de 1871 853, 5proz. Ruſſen de 1872 85, Sproz. Ruſſen 
de 1873 883, "Sa. Türken de 1865 11, 5proz. fundirte Amerikaner 
1058, Oeſterr. Silberrente 613, do. Papierrente —, Ungar. Gold⸗ 
rente 813, Oeſterr. Goldrente 683, Spanier 158, Egypter 464. 

Platzdiskont 25 pCt. 

Aus der Bank floſſen heute 182,000 Pfd. Sterl. S 

Newyork, 13. Novbr. (Schlußkurſe.) Wechſel auf London in Gold 
4 D. 791 C. ſel auf ris 5,25. Spt. fundirte Anleihe 1023. 
4pCt. fundirte Anleihe von 1877 103. Erie⸗Bahn 45%. Central⸗Pacific 
110}. Newyork Centralbahn 1293. 


Produkten⸗Courſe. 


00, pr. 
loco dE 


afer per Frühjahr 7,80 Gd 
85. 95055 Si Wetter: E 


Feſtſetzungen 
der ſtädtiſchen Markt⸗ 
Deputation. 


pro — — 
| 100 17 10 16 80 16 — 15 60 
16 60 14 90 14 40 
afer, al Kilog. —— —— 
12 80 12 40 
bſen d f 3016 50 15 70 
Pro 100 Kilogramm fein | mittel Le 
Nass CR e E 
Rübſen, Winterfrucht 22 150121 — 119 — 
Rübſen, Sommerfrucht 2 1422 2519 7515 75 
Deere 1A E — 
Schlagleinſaat 2 12 | 5013 50 20 — 
anfſaa 5 17 — 11141 — 


b 8⁰ 5 ohnen: ohne Angebot, per 
00 Kilogramm 20,00 21,00 21,50 Mark. — M e in D 


4, 
ugeführt, per 1 Se 13,00 —13,50—14,20 Mark. 


eufcheffel a 75 995 rutto 
= d beſte 3,00—3, 50 M. geringere 2,50—3,00 M., per 
Reufcefe (75 äm. Brutto) beſte 1,50—1,75—2,25 M. geringere 1. B 
bis 1, . per 2 Ltr. 0 1 - gefragt, 
k ` Së oggen 
acken 26,00 —27,00 M., Futtermehl 
Wi 8.0 Bi 0 N. er 


Yrodukten-Börfe. 
Berlin, 14. November. a Mi” pr. N 55 Bahn, 200240 M 


ieh Sal lord sg? Ke F. 
Keis bez. eng alen d. Kün⸗ 
Daun SCH ed 2.000 7000 Chr kat 225] bez. 
ovem . Dee Yan —— 
820 en. —.— ril⸗Mai Bei De be ai⸗ 
— 2385 bi Sé er per 1000 Kilo loko 155—178 M. 
= Kabes SCH "att 1 Ke ee a. K. bez. Inländ. EHE 
Kahn bez. 000 Si "es? E f. d 
a dir 9 am Gekündigt 19,000 

—15 November⸗Dezember (Ee Eu = per Des 
= 1571575 bezahlt, per Januar⸗ Së 160 bezahlt, 
per April⸗Mai 165—166 bezahlt und Brief, 1654 G., per Mai⸗ 2 75 

165—165# bezahlt. — Gerſte per 1000 Si loko 140—200 nach 
lität gefordert. — Hafer per 1000 Kilo loko 133 bis 155 me 
Qualität gefordert. Se 135 bis 142 bei ee: 140 bis 
145 bez. Oſt⸗ und ſtpreußiſcher 135 bis 145 bez., Schleſiſcher 
142—1 17 bez., Böhmiſcher 142—147 bezahlt, Galater —.— bez. 
Gekundigt — Se 213455 8 — bez. Per November 1344 M., 
per November⸗De Bee GK ai 145, M., per Mai-Juni 
Mark. — Erbſen 9 — KE ilo Fe 175 bis 210 M., 


000 Kilo loko 145 bis 
Nuunniſcher — ab 5 Bahn bezahlt, Amerika⸗ 
enmehl per 100 Kilo brutto 00: 
bis 30.00 M. 0 30,00 —29,00 M., 011: 1 Se 
385 2 Sack 0: 24.25 — 23.00 22,00 M., 

e 22,60—22,75—22,70 bez., per Nov. We 23 6022. 75.22.70 
bez., Se Der. Januar 290. 20.79.2010 bez., per Januar Februar 
22.90 —23,00 bez., per April⸗Mai 23,45 bezahlt! Gekündigt 500 Ctr. 


Berlin, 14. November. Der heutige Verkehr eröffnete trotz der 
ſchwachen Meldungen von außerhalb gut behauptet, meiſtens ſogar über 
den geſtrigen Schlußcourſen. Beſondere Nachrichten lagen nicht vor 
und es 9 den Anſchein, als ob das heutige Geſchäft eben ſo ſtill 
und luſtlos verlaufen ſolle, wie an den letztvergangenen Tagen. Kredit⸗ 
— en fih Anfangs 1 M. niedriger, ruſſiſche Anleihen verloren 

1 pet., Noten In ähnlichen Verhältniſſen waren die meiſten 
Papiere berabariekt, aber die Haltung ward als feſt bezeichnet. Da 
trat kurz vor Ablauf der en halben Stunde ein Umſchwung ein; 
Kredit⸗Aktien wurden um 3 Mk., Diskonto⸗Kommandit⸗Antheile um 
pCt. ruſſiſche Anleihen um Lë und Noten um 1 Mk. geworfen. 
Das en ward auf dieſen Gebieten in erſter Linie a E doch 


148 
Futterwaare 165—174 M. 
149 bez. nach . 


E e W. b Wei 


Regulirungspreis für e 22,65 bez. „„ per 1000 


Kilo Winker⸗Raps ark, it, ee derne Sec Feb 
Winter⸗Rübſen 205. 228 l. vember⸗Dezember — Ru 2) öl 
per 100 Kilo loko Gg Faß GE br 5570 Ae M. „ mit t Faß — 

e November z., per November⸗ er 5 

anuar 55,6 ES per Jan.⸗Jebr. Gem per Apel ai 57,0—57,2 
bezahlt, per Mai⸗Juni 57,1574 bezahlt. *Gekündigt — tner. 
See für die Kundi ung — bez., geſtern — bez. — 
Leinöl per 100 Kilo loko 66,0 Petroleum per 100 Kilo 
loko 25,0 M., per November 24.8 beg, Ge November-Dezember 24,8 


bez., per Dezember⸗Januar 24 8—25 bez., per Seen 25,5 bis 
‚7 bez., per April⸗Mai — M., per September⸗ Oktober —, bez. 
Gekundigt — Str. Regulirungspreis für die Kündigung — bez. — 
Spiritus per 100 Liter loko ohne Faß 59,3 —59,2 bez., 
November 58,5—58,7—58,6 bezahlt, per Novemrr⸗Dezember 58,5 bis 
58,7—58,6 bezahlt, per Dezember⸗ anuar 58,5 —58,7—58,6 begabt, 
per April-Mai „per Mai⸗Funi 60,7—60,9—60,8 
bezahlt. Gelündigt 10,600 Liter. Regulirungspreis für die Kündi⸗ 
gung 58,7 bez. (B. B. ⸗3.) 


Produkten⸗Courſe. 


op Dee ig, 14. November. [(Getreide⸗Börſe.] Wetter: Regen. 
in 

Weizen Je hatte am heutigen Markte ſich etwas beſſerer Kauf⸗ 
luſt ſeitens unſerer Exporteure u erfreuen, und find 580 Tonnen zu 
unveränderten, theilweiſe bis 2 M. per Tonne befjeren dE als 


geſtern ehandelt worden. Bezahlt 00 vr rl 13011 Pfd. 122 M., 
SE u bellfarbig 120—127 Pfd. 202—215 M., hellbunt 127 Pfd. 
222 M., hochbunt fein 1345 247 M. per Tonne. ce 


Weiden war nicht ugeführt. Termine foſter. November 216 M. ( 


ns Tranſtt 230 M. Br, 229 M. Gd., Regulirungspreis 


220 20 en loko rn de ei wurde e GE E 
129 Has, N. E Ki 99 9 152 M. 223 id. 


534 M., 127 Pfd. SC 167 

April Mai Zenn 165 M. B egulirungspreis 152 M., unterpol⸗ 

niſcher 155 M. erſte {of o flau. nn wurde große we 
103 Ri. zu 126 M. gute 1145 Pfd. M., kleine 100 Pfd. 

125 M. feine 108 Pfd. 147 M. per Tome — Erbſen loko 4 
Mittel 150 M., Futter 145 M. ber Tonne. — Hafer loko inländ. zu 
128 M. per Tonne verkauft. SE loko ruſſiſche 172 M. 
Tonne bezahlt. — Winterrüdſen loko flau, Regulirun 1 ` 230 SE? 
Winterraps loko 5 Regulirungspreis 240 M. — 
loko zu 56 M. gekauft. 


Ze Se 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 1879. 


Barometer Ther⸗ 
Datum. Stunde. tb 260 uber mo⸗ 
— der Oftfee. meter. 
11 Rom. Doan 227 8,0 T 1979 33] trüde St Cast 
1027“ 87/1 — O% 22 bebedt Sichnas 
= „ Morgs. 627° 8694 10% NW 2 Nia, 


deckt 
1) N 2,2 Pariſer Kubikzoll auf den Quadratfuß 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am > November Mittags 15 Meter. 


theilte ſich die Mattigkeit u den übrigen Gebieten raſch mit und der 
. Markt ab ten Man ſprach von ungünſtigen Nachrichten 
aus Rußland; dort ſollten durch beunruhigende politiſche ar cn die 
Börſen verſtimmt ſein; man ſprach von Geldnoth in Petersburg und 
erwartete niedrigere Zeizmg n aus Petersburg. Die Stimmung be⸗ 
ruhigte ſich allmählich, aber die Courſe blieben niedrig. Mäßig belebt 
erſchienen ungariſche Rente, an Ap Looſe, Laurahütte und Dort⸗ 
munder Union bei watter Haltung; Rumänier leiſteten einigen Wider⸗ 
ſtand, da der Verkaufsantrag in den Kammern . Aufnahme gefun⸗ 
den haben ſoll. Die gegen baar gehandelten Aktien lagen ſtill und 
meiſtens ſchwach; Bergwerkspapiere konnten als ziemlich gut b hauptet, 
bezeichnet werden. Anlagewerthe lagen feſt, aber ftill. 5 Neachfrage 


omm. H.⸗B. 1.1205 1 50 B Bank⸗ N f EEG Eiſenbahn⸗Stamm⸗ Aktien. 
Sands: l. Aktien: öl. do. II. 11005 f 97.50 8 adiſ 4 80 bz ben Statue 4 = E bz 
Berlin, den gan 3 * Pe. Bc. S 7 2 8 Be 525 EE E 95 88 genie Ge eng le, u AR. 
Preußiſche Fonds⸗ e r. B.⸗ Br. rz. V A Bk. f. Sprit⸗u. Pr.=d 57,50 bz Bergi ärkiſche ‚0 bz 
f N > do. 100 5 100,00 bz Berl. Handels⸗Geſ. 4 77,50 bz G Ber i Anhalt 4 | 97,70 bz 
Conſol. Anleihe Top 104,50 bz do. do. 115 Ah 99,25 ba | do. Kafien-Berein.4 163.00 bz Berlin⸗Dresden 4 11.50 bz 
do. neue 1876 96,90 bz Pr. C.⸗B.⸗Pfobr. kd. 4100,80 Breslauer Disk⸗Bk. 4 | 90,25 bz Berlin⸗Görlitz + | 16,25 bz 
Staatö- Anleihe 4 | 98,50 bz do. unk. rückz. 1105 110,50 bz ntralbk. f. B. 4 | 7,50 bz Berlin⸗Hamburg 4 1182,00 0 
r 96,00 bz do. (1872 u. 5 45 Centralbk. 0 Ge 64,10 bz © Brl.⸗Potsd.⸗Magd. 4 93,50 156 
Od.⸗Deichb.⸗O ` do. 1 — u. 73) 5 Cobur je Credit⸗ 14 85,60 bi G Berlin⸗Stettin 4 109,25 6 
Berl. Stadt⸗ Zo A 103,00 bz di 187 5 u ölerbantl& 98,75 B Bresl.⸗Schw.⸗Frbg. 1 88,80 bz 
4 do. do. 39 92,25 b Pr. A B. 120043 100,50 bz G Danzig ei rivatb. 4 1106,10 bz G ICöln-Minden 4 1142,50 bzG 
Schldv. d. B. Kfm. 43 do. do. 11005 102,75 0 G Darmſadter Bank 4 138,25 bz © do. Lit. B. 
> . — brie fe: leſ. Bod.⸗Cred. 5 102,75 do. Zettelbantſ 105,50 bz G Halle⸗Sorau⸗Guben d | 14,00 558 
Kr 03,10 bz B do 47 100,00 G Deſſauer Greditb. 4 73,50 d Sen Altenbeken 4 12,80 bz 
d „10 bz wc 1 Hyp. 5 99,75 bz G do. Landesbank 123,10 bz . Serie 
G Sein, Central 20 bz 41 96,50 6 & Deutſche Bank 131,00 bz B ane Poſener 4 | 23,00 bz 
5 Kur⸗ u. Neumärk. „75 bz dppſche Obligat 5 110,00 do. Genoſſenſch. 4 107,50 bz G Magd.⸗Halberſtadt4 142,30 bz 
E do. neue „50 bz o. Hyp.⸗Bank. 87,90 bz Keeser 4 
* de. 40 bz Ausländiſche Fonds. do. Reichsbank. 4,153.60 bz © } do. d 
do. wert E 1881 101.90 G Disconto-Comm. 1 1171,80 ba [Münſter⸗Hamm 4 | 98,00 G 
N. Brandbg. Gro 1 ö e, Droe Bant 4 | 94,00 bh Niederſchl⸗Rärk. 4 | 98,00 8 
Ai 0% do. Bos (und) b 100 90 5; Seen 000 x © Pert K 8 | 22:00 Di 
Ee 5,49 5 Rep Anleihe At | ge ee, 4 | 96,00 (.Lit.Au.0.1321165,50 638 
0 ‚10 work Std. Anl. 114.40 G 87.00 G o. Lit. B. 3141,10 b 
Pommerſche 00 8 ew — Gisente 4 4 69,60 b5 Hrvethek cet 4 85,00 bz G . do. Lit. C. 5 
J do. 10 G . 4 59.00 05 ouer, : ereinsb. 4 90,00 bz B Oſtpreuß. Südbahn 1 | 51,90 bz 
. 0 0 do Se LÉI 0110 D Fo ene, 14175 b 5 er. 131,80 50 
Ska neue ‚60 0 250 fl. 185414 115,50 5 8 Discontob. 4 | 81,50 bz B Piheiniſche 4 146,10 b 
Sam! do. Cr. 100 fl. 1858 — 326,10 G a et: ‚Brinatb, V 1118,25 MÉ A St er 1005 68 
S Dr do. Lott.⸗A. * 186005 122.50 dz Mecklb. Bodencred. ir.) 58,50 Rhein⸗Nahebahn 410,00 
0. alte A S S 4 rg dp 1864 ai do. Hypoth.⸗B. 1 70.50 bz & Stargard⸗ Ki 43.102,00 G 
do, neue Ungar. Goldrente 6 SL bz B Meining. Creditbi. "2 | 85,70 bf 5 8 7 1142,00 ba 
Weſtpr. gitter 35 87,00 8 d Ge St⸗Eiſb. Akt 81.20 = do. Hypothekenbk. 1 90,50 B ba Lit. B et. oorlt | 96,25 b 
do. En Soir — 185,25 b Niederlauſitzer Bank 92.25 G do. Lit. C. v. St gar. 4 104,009 
CS 4 101,70 7 Bd. S fh. I „25 D Morddeutſche Bank 1! | 50,50 0 [[Weimar⸗Geraer 43 45,75 D 
ne II. ie 5 d ene kordd. Grundkredit 4 40,10 bz G GES É 
„ 441080 e Le, A eh dt | 4075 8 BN un, 120 d 
de 3101, oſener Spritaktien 4 | 46,75 mſterd.⸗Rotter 22,30 bz 
Hentenbriefe: | S talienüiche Nente 77.50 b petersb. Intern. Bk. 4 96,25 bz Auſſig⸗Teplitz 4 173,90 bzB 
Kur⸗ u. Neumärk. 4 | 98,70 8 Rumänier 8. Bojen.Landwirtbiht | ` Böhm, Sein 5 | 84,00 bäi 
Pommerſche 98,5 mische Reofe 46,70 be Foſener Prov. Bani 107.50 ©  Preft-rajewo ` 4 46,75 bz 
Poſenſche 98,10 8 . 0 tr. Bod. 5 77.25 b5 Deg, Hank⸗Anth ie Breſt⸗Kiew 4 
Preußiſche 98,00 = En 1. N. 182 = 5. Bodenkreditſ4 | 63,90 ba B Dux⸗ Bodenbach 4 38,50 bz 
"ien: u. Weſtfäl 98,60 8 85 d 955 18025 1 85.20 bz Zentralbdn. 4 1125,00 bz Cuſabeth⸗ Weſtbahn 5 5 76,00 bz 
Säͤchſiſche 198.50 ufs Engl. An 25 en De Oyp.⸗Spielh. 4 8 bz G 208 Franz Joſeph 15 65,20 bz 
Schleſiſche 99,00 G Ruff. fu x a 18706 Produkt.⸗Handelsbk 79,00 bz G Gal. (Karle zudwig.) 108, 1 5 
Br, S un Go a 18715 Sächſiſche Bant 4 112,20 B GGotthard⸗Bahn 6 40 
Seupereignes 20,33 G de Sai 18725 | 86.60 bz B Schaaffh out, Bankv. 4 a 80 bz zaſchau⸗Oderberg 5 4080 d 
EE 16,16 bz do. do. 18735 der, Schleſ. Bankverein 4 103,00 ba G Ludwigsb.⸗Berbach |4 191,50 05 
500 Gr. G do. do. 18775 | 88.00 b Südd. Bodenkredit 4 1124, 20 bz G Lüttich⸗ Lünburg 4 Gi 5,30 8 
Doane 4185 do. Boden⸗Credit 5 78,50 bz Mainz Judwigsh. ` o 20 bj 
Imperials 16,67 G do. Pr.⸗A. v. 1864 5 150,30 b Juduſtrie Aktien. Oberheſſ. v. St. gar. 
do. 500 Gr. do. do. v. 1806 15 148,20 © Brauerei Patzenhof. 15 Re el er it 3 Staatsb. 3 
Fremde Banknoten do. 5 A. Stiegl 5 62.25 bz Dannenb. Kattun. 1 21,00 bz G Nordw.⸗B. b 236,00 bz 
Se. einlösb. Leipz. do. 6. do. do. 5 84.60 b. bi G Deutſche Baugef. 4 38.75 B 5 Litt. B. 5 118,75 bz 
Zem?) Banknot. 80,45 G do. Pol Sch.⸗Obl. 4 ? Otſch. Eiſenb.⸗Bau.4 | 8,00 bz Reichenb.-Pardubig |4} 45,70 bzB 
Oeſterr. Banknot. 173,80 bz be bo. leine Otſch. Stahl- u. Eiſ. ` kronpr. Rud.⸗Bahn 5 | 60,30 56 
E? S 174,60 8 Polt Bob Il. C. 5 3558 Donnersmarckhütte! 47,90 bz G MRiask⸗Wyas 5 
Auf. Noten 100 bl. 212,15 bz Br rt Dortmunder Union 4 | 15.40 bz Rumänier A 43,00 56 
Deutſche Fonds. do. Bann dat 1 56.00 bi B Egell. Maſch.⸗Akt. 1 29,00 bz G Ruſſ. Staatsbahn 5 135,25 bz 
P. -A. v. 5541005 Sien 1143,00 bz rk. Anl. v. 18000 11.20 K o Erdmannsd. Spinn. 4 19.50 bz G Schweizer Unionb. 4 11,75 bäi 
Hal. LN WC Th. — 273.00 bz d do. v. 186916 Late Floraſ. Charlottenb. G \ Schweizer Weftbahn/ | 13,75 bz 
v. 67. 4 131,80 bh nen Looſe Beien 32.00 b Friſt u. Roßm. Näh. 4 57,00 bz; Südöſterr. (Lomb.) 4 
do. 95 fl Obligat. ER g Ne,. bd I8SFelſenkirch.⸗Bergw. H 120.90 bzö Turnau⸗Prag 145,30 656 
Bair. Präm.⸗Anl. 4 132,75 et Wechſel⸗Courſe Georg⸗Marienhuͤtte “ | 79,25 bz B Vorarlberger 5 61,25 bz 
Braunſchw. 20thl.⸗L — 89,00 bz wie 100 er Hibernia u. Shamr.|t | 74,40 bich Warſchau⸗ Wien 1 252.00 bz 
Brem. Anl. v. 18744 do. 100fl. SCH Immobilien (iert 24 | 77,505 © I agoen 
Gäin -Md.-Pr.Anl. 3132,25 bz B don 1 Li 8 T. Kramſta, Leinen⸗F. | 86,25 bz G Eiſenbahn⸗Stammpriori * 
fi. St. Pr.⸗Anl. |35125,90 bz do. do. E 3 M. Lauchhammer 4 | 34,10 bz G HAlltenburg⸗Zeitz 5 
Goth. 1 113,10 bz nis 100 Fr. 8 T. Raurabfitte L | 93,00 bz B Berlin⸗Dresden 2,25 ba 
de. II. Abth. 111,105 lg Bwl. 100 8 a Fuiſe Tieſb.⸗Jergw. 9900 b5 © Pherlin-örliger 1 59.25 Da 
Od. Pr.⸗A. v. 18663 186,25 bz Ido. do. 100 F. 2 MN. Magdeburg. Bergw.| 127,00 bz G ‚Breslau-Warjchau 14 
Sabecker Pr.⸗Anl. 181,50 b Wien öſt. Währ. 8 T. 173,50 b [ Parienhüt, Zoo, 469,50 bz Halle⸗Sorau⸗Gub. |5 | 63,50 b; 
nn Eiſenbſch. 3 — 9 d Wien. öſt. SR N. 172.50 = SE 25 Sch m. dé 44 EL 5 CS Dannover- ff. See a 29,25 bz 
me Looſe 25,30 b Petersb. 100 R. 30 11.00 er Fiſ.⸗Be 7,90 bz a Serie |; 
⸗Pfdbr. 4 118,25 G nn 3 long’: 4 Peipz.⸗Gaſchw.⸗Ms.“) 
8 Loof je 149,50 G E gar Jau 100 8 = 211.25 d Phon B.⸗A.Lit. A 4 | 77,00 bz © Märfiich-Bofen > | 98,50 ba 
D.⸗G.⸗C.B.⸗Ff110 5 103,90 be B arte Phönix B.⸗A.Lit. B. 4 Magd.⸗Halberſt. 8 3.84.25 6 
do. x e 98, 50 Au Vi Zins fuß der EE fürbftedenbütte 4 1161,00 © J. De. do. A 1116,25 ban 
Diſch. Hupoth. unk. 5 10“ 80 fo & Wechsel ,für Lombard 57 pCt. Bank⸗ihein.⸗Naſſ. Bergw. 4 81.50 bz G arienb. Mlenta 84.50 boch 
do. do. il j 95.90 d ($ Di mio in SU en KE een `? hein. ⸗Weſtf. SC 1 Nordhauſen⸗Erfurt 3 | 81, 50 56 
Meir u. Or 20. S 5 101. 6 d dam⸗ oy Zare 1 2 o x b 6K Ober! lau ſitz er 5 
? er.⸗H.⸗A.ſ5 905 50 x hun — Le d — London z, Parts Unter den Linden 1 3 Oſcpreuß. Südbabn 95,00 bz 
"on 7 8 dei? 5 | 94.25 5 es Peters Si 96 5 Wien 4 pt. Wöhlert N Paschen 1000 6 Poſen⸗ Creuzburg N 6 | 63.20 bis 8 


Rechte Oderuf. "ag k 131,40 bz 


beſtand für öſterreichiſche Eifenbahn - Obligationen, während ruſſiſche 
eher angeboten waren. — Die zweite Stunde verlief beruhigt; die 
Courſe erholten ſich nur um Kleinigkeiten und die Umſätze jhrumpften 
immer mehr zuſammen. Nur einzelne Papiere gingen lebhafter um. 
Nordhauſen⸗Erfurter Stammprioritäten ſteigend. r Ultimo notirte 
man Franzoſen 457,508 456,50, Lombarden 136137, Kredit⸗Aktien 
466—463, Diskonto⸗ Kommandit - Antheile 173,25—171 00. Anhalter 
SE o Ge 0 ei Bear Warane SC Prioritäten 
ez ortmunder ial⸗Obligationen 99 bez., Münſter⸗Eſcheder 
Stammprioritäten 12,75 bez. Der Sala war feſter. De 


berſchleſ. v. 1874 Ki 102,00 B 
do. = SE 101,00 & 


umäniſche SH 02,00 ba 


bahn do 
Saal⸗Unſtrutbahn 5 do. SC 5 101,75 bz 
Tilſit⸗Inſterburg 83,10 56 | do. Nied.⸗Iwgb. 2 
Weimar⸗Geraer 25 Stege 30). 4 95,75 G 
= Meinrititg- 0. II Fi 102,00 & 
"FETT Lë ill @ 
8 reuß. ahn P 
: 30 a E EI 97,50 G do. Litt. B ug 
HS 100,75 G do. Litt. 6 gi 
Si III 5 100.75 kechte⸗Oder⸗Ufer 43102. 00 bi 
g.⸗Märkiſche I. 43 8 cheiniſche 4 
4 101,75 bz o. v. St. gar. 33 
do. III. p. St. g. 3 88,60 G do. v. 1858, 60/411101,60 G 
do. do. Litt. B. 31 88,60 G do. v. 1862, 64/441101,60 G 
do. do. Litt. C. 35 84,20 B do. v. 1865 4101,60 G 
IV. 4 do. 1869,71, 734,101.75 ag 
V. 4101.50 bh v. 1874. 5 101. 5 bz 
VI. 45,102.00 bz h.⸗Nahe v. St. g. 47 103,00 0 
e VIZE STE o. II. do. 1481103,00 G 
achen⸗Düſſeldf. I. 4 | 95,50 Schlesw.⸗Holſtein 43 101,00 G 
do do. II. 4 95,50 B Thüringer I. 4 97,00 B 
do. DA ` do. H. 4 
do. Düff.⸗Elb.⸗Pr. 4 95,75 B do. III. 4 | 97,00 8 
do. do. .411100,75 G do. IV. 4102.00 B 
do. Dortm. „Soeſt 4 do. V. 4102,00 B 
do. do. II. 4 100,75 © 
do. Nordb. Fr. W. 5 101,70 B 
RE UE Ausländiſche Prioritäten. 
do. do. of 100,75 Ö F u by 
lin⸗Anhalt 4 Gal. „ 5 G 
do. 45/101,30 G do. 87. 75 bzB 
do. Litt. B. 4101,30 G do. do. 115 87,10 bz 
erlin⸗Görliz 6101.75 0 Ve do. IV. 37, 10 8 
do. do. Litt. B. 4 98,20 5 JLemberg⸗Czernow. J 7 
Berlin⸗Hamburg 4 | 98,00 G 0. u. | 7 330 G 
do. do. II. 4 98,00 G = 1.15 | 69,90 bz 
do. do. Us 102.00 B IV. P 66,60 Lag 
rl. Ptsd.⸗M. A. B. 1 96,75 G Nahr Scl. CB. fr. 26,25 bz 
E do. Be | 97,30 8 W 30 
o do. .1441101,50 
do. do. FP. 101.20 & Kate -r. Stsb. 3 352,25 bé 
Berlin⸗Stettin I. 44 do. Ergägzsb. 3 340,5 
do. do. Hu 96,75 G ee ⸗Frz.⸗Stsb. 5 102.90 bz 
do. do. uf 30, ſoeſern 1 SÉ 5 1102,90 bi 
do. IV. v. St. 9.441102,8 2 . 
De ED Si 9978 8 Get, Redunitb Lit BB 7800 4 
do. VII. 4101.30 © di, Belt Prior? 
resl.⸗Schw.⸗Freib. 4 ronpr. Rud.⸗Bahn 5 | 76,60 G 
de de iar le ©, de. de 18695 | 76,60 bp 
do. do. Litt.H.4L 100,00 658 Län do, 18725 74.0 0 
do. do. Litt. I. 4100,00 kt [Rab-Graz pr. A 4 | 86,40 bg 
do. do. 1876 5 103,90 bz i 73,60 bz B 
öln⸗Minden IV. 4 | 96,50 bat Südöſterr. (Lomb 3 254,40 bz 
do. do. V. 1 | 96,30 B do. do. neues 254.40 bz 
do. do. VI. 4101,75 bz | do. do. 18750 
alle⸗Sorau⸗Guben 4103,00 B do. do. 187616 
do. do. C. 4103,00 bzö; do. do. 187716 
egen Niet Ui 100,00 bt do. do. 18786 
do. U. 4 99,80 B do. do. Oblig. 5 88,10 bach 
do. We goe 60 B Breſt⸗Grajewo 5 84,25 bz 
Märkiſch⸗ ER "e 101,00 8 Charkow⸗Aſow 5 | 91,75 bz 
tagd. Da bird A do. in Lſtr. a 20 40 
do. de 18054 101,00 G Chark. A 5 88.90 B 
do. SS de 187304 4400 80 dz ]Lelez⸗Orel, gar. d 90,30 G 
do. Sen, A. 4102.80 bz [Kosſow⸗Woron gar | 94,90 bz 
do. do. B. 495,50 B Koslow⸗Woron, Ob. 5 78,25 bz 
ei Wittenberge 44 Kursk⸗Chark. gr . 9 | 91,40 b; 
3 83,50 B R.:Chart- Ai. ( Geet? 80,80 bz 
Niederschl. Miet 1.4 | 97,80 & Kunst Kiew, gar. |5 96,40 kä 
do. 11. a 62} thlr. 4 Cer 19 | 78,40 & 
do. Obl. J u. 4198259 [ostoRiäfen 3 109,40 bac 
do. do. III conv. 4 | 97,25 B [Mosk⸗Smolensk 5 92.80 b 
Oberſchleſiſche An Schujasvanow. 15 | 
Seeche 2 45 De . — d 
>. 1 25 KR HI 
— D. r 96,5 G zarſchau⸗Wien 11.5 1101,50 G 
do. E. Pr 89,40 G 0. 11.5 | 99,60 bz 
do. F. 4102,50 G 0. IV. 5 | 96,50 kä 
do G. Al 102,25 G zarskoe⸗Selo 5 73,50 B 


do. v. 1869 4 1023 bi | 
da. v. 1873 14 
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